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Präambel

Die Vertragsparteien sind der Übezeugung, die künftigen, dem Maler- und Gipsergewerbe von Baselland sich
stellenden Aufgaben am besten dadurch lösen zu können, dass sie diese gemeinsam und getragen vom
Gedanken einer echten Partnerschaft behandeln. Zu diesem Zwecie und im Bestreben, eine
Vollbeschäftigung im Maler- und Gipsergewerbe zu erhalten, sowie den Arbeitsfrieden zu wahren, verpflichten
sie sich, sich gegenseitig nach Treu und Glauben zu unterstützen und die lnteressen der Vertragspartner
gebührend zu fördern. Sie wollen zudem die vorhandenen Arbeitsplätze schüEen und neue schaffen. Sie sind
bereit, von Fallzu Fall Fragen, die das Maler- und Gipsergewerbe im Kanton Baselland betreffen und die nach
Meinung der Arbeitgeberschaft auf der einen oder der Arbeitnehmerschaft auf der andern Seite einer
Abklärung bedürfen, zwischen den Vertragsparteien bzw. der von ihnen eingesetzten Paritätischen
Kommission gemeinsam zu besprechen und sich um eine angemessene Lösung zu bemühen.

ln diesem sinne vereinbaren die vertragsparteien im Einzelnen, was folgt:

A Geltungsbereich

Art. 1 Geltungsbereich

1.1 Räumlich

1.1.1 Dieser Gesamtarbeitsvertrag (GAV) gilt für das ganze Gebiet des Kantons Basel-Landschaft.

1.2 Betrieblich

1.2.1 Dieser GAV gilt für alle Betriebe und Betriebsteile sowie Liegenschaftsverwaltungen mit eigenen
Maler- und/oder Gipserabteilungen, die Maler- und Gipserarbeiten ausführen oder ausführen lassen und zum
Berufsbild des Malers oder Gipsers gehören. lnsbesondere gilt er für die Mitglieder der vertragsschliessenden
Verbände und die Anschl ussvertragskontrahenten.

1.2.2.1 Zum Malergewerbe gehören die Berufe:
Maler, Kundenmaler, Dekorationsmaler, Restaurator, Bauernmaler, Tapezierer (ohne Dekoration), Beizer,
Vergolder, Stein- und Holzimitator, Ablauger, Sprizer und Plastiker, Strassenmarkierer.

1.2.2.2 Die Berufsarbeiten umfassen unter anderem: Auftragen von Anstrich-, Beschichtungs- und
Strukturmaterialien sowie Aukiehen von Tapeten, Belägen und Geweben aller Art. Anbringen von fugenlosen
Wand- und Bodenbeschichtungen, Verschönern und Erhalten von Bauten und Bauteilen, Einrichtungen und
Gegenständen sowie Schützen gegen Witterungs- und andere Einflüsse.

1.2.2.3 Diese Au2ählungen sind nicht abschliessend. ln Zweifelsfällen entscheidet über die Zugehörigkeit
zum betrieblichen Geltungsbereich die paritätische Kommission (pK).

1.2.3.1 Zum Gipsergewerbe gehören die Berufe:
Gipser, Verputzer, Stukkateur, Grundeur, Trockenbauer (Leichtbausysteme), Fassadenisoleur.

1.2.3.2 Zu den Berufsarbeiten des Gipsers gehören: Wand-, Decken- und Bodenkonstruktionen,
Verkleidungen, lsolationen aller Art, lnnen- und AussenpuEe und Stukkaturen, Sanieren von Bauten und
Schü2en von Bauteilen sowie von Werkstücken gegen physikalische und chemische Einflüsse und gefährliche
Werkstoffe.

1.2.3.3 Diese Aufzählungen sind nicht abschliessend. ln Zweifelsfällen entscheidet über die Zugehörigkeit zum
betrieblichen Geltungsbereich die Paritätische Kommission.

1.2.4 lst die Unterstellung unter den GAV unklar, gelten folgende Regeln:

a) Soweit der GAV mit einem anderen, nicht allgemeinverbindlich erklärten GAV in Konkurrenz steht, ist der
vorliegende GAV anzuwenden.
b) Soweit der GAV mit einem anderen, allgemeinverbindlich erklärten GAV in Konkurrenz steht, versuchen die
Vertragsparteien der GAV, eine Regelung in Form einer Abgrenzungsvereinbarung abzuschliessen.
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1 .2 .5 Die a llgemei nverb indl lch erklärten Bestimmu ngen des GAV gelten Rahmen
Bundesg esetzes ü ber

m von Art. 20 dES
die Arbe itsvermittlun und den Personalverleih (AVG) auch fü r Betriebe desPersonalverleihs und deren Arbeitne hmende, die an Betriebe oder Betriebste le gemäss Art. 1 2 1 GAVüberlassen werde n

1'2'6 Die allgemeinverbindlich erklärten Bestimmungen des GAV über die Arbeits- und Lohnbedingungenim Sinne von Art' 2 tryJ d-es Bundesgesetzes über äie in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen undArbeitnehmer (EntsG, SR 823.20) sowie Art. 1 und 2 der dazugehörigen Verordnung (EntsV, SR g23.201)
gelten auch für Arbeitgebende mit bitz in der Schwe iz, aoir rr.rirnrrn des räumlichen'Geltungsbereichs nachArt' 1'1, sowie ihre Arbeitnehmenden, sofern sie in diesem Geltungsbereich Arbeiten ausführen. Bezüglich derKontrolle über die Einhaltung dieser GAV-Bestimmungen ist die Päritätische Kommission des GAV zuständig.

1.3 Persönlich

1'3'1 Dieser GAV gilt für sämtliche Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden der in Art. 1.2.1 GAVaufgeführten Betriebe. oder Betriebsteile, einschliesslich der Gruppenführer und Vorarbeiter, jedoch mitAusnahme des kaufmännischen Personals und der Berufsangehörigen in höherer leitender Stellung, wie zumBeispiel Geschäftsfü hrer.

1'3'2 Für Maler- und Gipser-Lernende gelten folgende Bestimmungen des GAV: Art. 20.3.2(Vollzusskostenbeitrag); Atl. 28.z(Ferien); Art. 3;1 (Feiertaäe); Ärt. 4il'iü;*'ri"iäLriiÄ uoiiä". i;i ;"rrsii;;der Lernenden Anhang 2 zu beachten.

1.4 Ausnahmen

1'4'1 Dieser GAV findet keine Anwendung auf branchenfremde Arbeitnehmende, die einem besonderenGAV unterstellt sind. Solche Arbeitnehmende sind der Paritätischen Kommission schriftlich zu melden. lnZweifelsfällen entscheidet die paritätische Kommission.

1'4'2 Durch schriftliche Mitteilung an die Paritätische Kommission können Arbeitgebende alle oder nureinzelne Bestimmungen dieses GAV auf die vorstehend ausgenommenen Arbeitnehmendenkategorien
ausdehnen.

Art. 2 Vertragsfäh i g keit f ü r Ansch I ussvertragsf i rmen

2'1 Als anschlussvertragsfähig gemäss Art. 356 b oR getten Arbeitgebende, welche nachstehende
M i ndesta nforderu n gen nachweisl ich ärfü llen :

2a2 Sitz (Betriebsstätte) und Steuerdomizil im Kanton Basel-Landschaft bant. im räumlichenGeltungsbereich des GAV gemäss Art. 1.1 GAV.

2.3 Ausurels über die Berufstüchtigkeit:

a) persönlich: Meisterprüfung oder Nachweis einer mit Erfolg abgeschlossenen Berufslehre;
b).betrieblich: Verfügen übeieine Betriebseinrichtung lwert"stattj, wetche den einschtägigen Vorschriften desArbeitsgesetzes und der SUVA entspricht.

2.4

2.5

Auswers ü be r d i e So lv e n z ( B etre i b u n g s reg i ste ra u szug)

Ausurers über die Kontrollfähigkeit:

Buchführung, welche eine jederzeitige Überprüfung der Einhaltung der lohnwirksamen GAV-Bestimmungengestattet.

2'6 Für die Überprüfung der vertragsfähigkeit von Anschlussvertragsfirmen ist die paritätische
Kommission zuständig.
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B Schuldrechtl iche und indirekt schuldrechtliche Bestimmungen

Art. 3 Friedenspflicht/ Einwirkungspfticht

3.1 Für die einzelnen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden gilt die uneingeschränkte Friedenspflicht. Die
Vertragsparleien garantieren einander insbesondere, dass inre ltrtitgtieOer gegen die Mitglieder der anderen
Partei alle kollektiven Störungen des Arbeitsverhältnisses unterlassen weräeÄ. As solchä Störungen gelten
namentlich kollektive Arbeitsniederlegung, kollektive Kündigungen oder Massregelungen in Verbindung mit
Sperre, Verrufserklärung, schwarze Listen, Boykott, kollektivä Weigerung der-Ausf]ihrung von ins Fach
schlagenden Arbeiten ohne Arbeitsniederlegung.

3.2 Jede Vertragspartei verpflichtet sich, Störungen selber in keiner Weise anzuregen und in keiner Form
zu unterstützen, vielmehr alle tunllchen Vorkehrungen zu treffen, damit sie unterbleiben. Tritt eine solche
Störung trotzdem ein und wird sie nicht auf Verlangen der Gegenpartei sofort behoben, so soll diejenige
Vertragspartei, die sich geschädigt fühlt, der Gegenpärtei eine angemessene Frist zur Behebung Oer SioruÄg
setzen. lnnert dieser Frist soll die Paritätische Kommission versuchen, die Störung zu beseitigen.

3.3 Die Vertragsparleien verpflichten sich, auf ihre Mitglieder einzuwirken, die Bestimmungen des GAV
einzuhalten (Einwirkungspflicht gemäss Art. 3S7a OR).

Art. 4 Gemeinsame Durchführung

4.1 Den GAV-Vertragsparteien steht gegenüber den beteiligten Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden
ein gemeinsamer Anspruch auf Einhaltung der gesamtarbeitsvertraglichen Bestimmungen gemäss Art. 357b
OR (Verbandsklagerecht) zu. Sie werden bei der Geltendmachung durch die Paritätische Kommission und die
von ihr bestellten Organe vertreten.

Art. 5 Koalitionsfreiheit

5.1 Die Vertragsparteien stehen auf dem Boden der Koalitionsfreiheit. Durch Vollzug dieses GAV darf die
Koalitionsfreiheit (Freiheit der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem der vLrtragsschliessenden
Verbände) nicht verletzt werden.

Art. 6 Allgemeinverbindlicherktärung (AVE)

6.'1 Die vertragschliessenden Verbände werden unverzüglich die Allgemeinverbindlicherklärung des GAV
beantragen.

Art. 7 Ausqleichskasse (Sozialausqleichsleistunqen)

7.1 Für die Abwicklung des in Art. 30, 33, 48, 54 und 59 GAV vorgeschriebenen Lastenausgleichs und die
Entrichtung der in Art. 20 geregelten Vollzugskostenbeiträge wird 1ür alle Arbeitgebenden verbindlich die
Unterstellung unter die Familienausgleichskasse GEFAK, Altmarktstrasse 96, 4410 Liestal (nachstehend
Ausgleichskasse genannt) vorgeschrieben.

7.2 Für die Abwicklung des in Art. 34 und 52 GAV vorgeschriebenen Lastenausgleichs wird für alle
beteiligten Arbeitgebenden (Arbeitgebende, die dem vertragsschliessenden Arbeitgeberverband angehören
oder einen Anschlussvertrag gemäss Art. 356 b OR zum GAV abgeschlossen haben) verbindlich die
U nterstellung unter die Ausgleichskasse vorgeschrieben.

7.3 Das in Art. 30, 33, 34, 52,54 und 59 GAV vorgeschriebene Lastenausgleichsverfahren und die Art. 20
GAV vorgeschriebenen Vollzugskostenbeiträge sind so genannte «weitere Aufgaben und Leistungen»
gemäss § 21 des basellandschaftlichen Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Familienzulägen
(GS 36.1200, SGS 838) vom 7. Mai 2009 (in Kraft seii 1. Januar 2O1O).

7 ,4 Für d ie von den beteil igten Arbe itgeben den an d te Ausgleichskasse zu eistenden Beiträge steht der
Gesamtheit der vertrag sschl essenden Verbänd Art 357b oR Abs. 1 der Anspruch stu ng

nan die eichskasse d irekt zu. Die liessend en Verbände
it. b

u nd bea
auf Le

die

6

gemäss



Ausgleichskasse mit der rechtlichen Geltendmachung dieser Ansprüche. Bei Eintreten eines vertragslosen
Zustandes handelt die Ausgleichskasse in eigener Kompetenz, gegebenenfalls nach den speziell für diesen
Fall von der Paritätischen Kommission aufgestellten Richtlinien.

7.5 Der Arbeitnehmende hat keinen direKen Leistungsanspruch gegenüber der Ausgleichskasse. Die
Ausgleichskasse ist nur zur Ausrichtung von Leistungen verpflichtet im Rahmen der bereits an sie entrichteten
Arbeitgebendenbeiträge

7.6.1 Für den Lastenausqleich qemäss Art. 30. 33. 54 und 59 GAV haben die Arbeitqebenden einen Beitraq
in der Höhe von 1.3 Prozent der AHV-oflichtiqen Gesamtlohnsumme zu entrichten. Dieser
Lastenausoleichssatz ist für alle Arbeitqebenden verbindlich. unoeachtet der Altersstruktur. Entlöhnunosart
und Militär-/Zivil-lZivilschutz-Dienstleistunospflicht ihrer Beleoschaft. Für die Beltraqsberechnunq oelten
anqebrochene Monate als volle Monate.

7.6.2 Die Geltendmachunq von Leistunqen an den Arbeitoebenden aus dem Lastenausqleich qemäss Art.
7.6.1 GAV erfolot auf Antrao in der Regel im Verrechnungsmodus mit den zu leistenden Beiträgen mittels von
der Ausgleichskasse dafür zur Verfügung gestellten Deklarationsformularen gemäss Art. 7.7.1 GAV.

7.6.3 Dauert die betriebliche Unterstelluno des Arbeitqebenden unter den GAV weniqer als ein Jahr. so
besteht für jeden Beitraqsmonat (anoebrochene Monate qelten als volle Monate) oemäss Art. 7.6.1 GAV
Anspruch auf ein Zwölftel der Leistunqen qemäss Art. 7.6.2 GAV.

7.7.1 Zwecks Erhebuno der Beiträqe oemäss Art. 7.6.1 GAV und Art. 20 GAV sowie Art. 34 und 52 GAV hat
ieder Arbeitoebende der Ausgleichskasse eine Liste aller im aboelaufenen Jahr dem GAV einschläqiq
unterstellten Arbeitnehmenden einzureichen mit Anqabe von Name. Vorname. Geburtsdatum. Funktion.
Wohnort und Brutto-Lohnsumme. lst der Arbeitnehmende im abqelaufenen Jahr erst während des Jahres
einqetreten oder vor Ablauf des Jahres ausoetreten. so ist zusätzlich das Eintritts- bzw. Austrittsdatum
anzuqeben. Auf Verlanqen hat der Arbeitoebende der Ausgleichskasse die endoültiqe Prämienabrechnunq
der AHV auszuhändiqen.

7.7.2 Werden innert Frist die für die Abrechnung erforderlichen Angaben gemäss Att. 7.7.1 GAV nicht
gemacht, setzt die Ausgleichskasse die geschuldeten Beiträge fest. Die Ausgleichskasse lst berechtigt, ihren
Entscheid auf Grund einer Prüfung der Verhältnisse an Ort und Stelle zu treffen. Soweit eine genaue
Festsetzung der geschuldeten Beiträge aufgrund der vorhandenen Unterlagen nicht möglich ist, hat sie die
Ausgleichskasse nach pflichtgemässem Ermessen vorzunehmen. Die Kosten können den Säumigen auferlegt
werden.

7 .7.3 Die für die Erhebung der Beiträge gemäss Art. 7.6.1 GAV und Art. 20 GAV sowie für die Berechnung
der Leistungen gemäss Ar1.7 .6.2 GAV massgebende Lohnsumme wird bei ausländischen Entsendebetrieben
wie folgt berechnet: Summe der jeweiligen Mindestlöhne, welche den entsandten Arbeitnehmenden aufgrund
ihrer jeweiligen Funktion geschuldet sind. Für die Beitragsberechnung gelten angebrochene Monate als volle
Monate.

Art. I Anschlussverträge / Kautionen

8.1 Die Vertragsparteien verpflichten sich, durch Abschluss von Anschlussverträgen gemäss Art. 356 b
OR auch die dem vertragsschliessenden Arbeitgeberverband nicht angehörenden, im Vertragsgebiet
ansässigen Arbeitgebenden des Maler- und Gipsergewerbes auf deren Antrag hin diesem GAV zu
unterstellen. Dabei ist Ar1. 2 GAV über die Vertragsfähigkeit gebührend zu beachten. Die Paritätische
Kommission wird von den Vertragsparteien ausdrücklich ermächtigt, solche Anschlussverträge
abzuschliessen.

8.2 Zur Abgeltung der Kosten der Vertragspafieien für die Anschlussverträge haben die sich
anschliessenden Arbeitgebenden nebst der Kautionsleistung und den periodischen Vollzugskostenbeiträgen
und allfällige Kontrollkosten der Anschlussverträge einen einmaligen Beitrag von CHF 300.00 zuzüglich CHF
50.00 pro Arbeitnehmenden, höchstens aber CHF 1'000.00, an die Paritätische Kommission zu entrichten. Die
Einzahlung ist, sofern nicht ausdrücklich eine andere Zahlstelle bezeichnet wird, innert 30 Tagen seit
Zustellung auf das Bankkonto der Paritätischen Kommission zu leisten.
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8.3 Die bei einem am GAV beteiligten Arbeitgebenden beschäftigten Arbeitnehmenden sind von diesem
in geeigneter Form so auf den vorliegenden GAV zu verpflichten, dass dieser als persönlicher Arbeitsvertrag
gilt.

8.4 Es ist den Vertragsparteien ausdrücklich untersagt, für das Vertragsgebiet des Kantons Basel-
Landschaft mit einer anderen Organisation gleich oder anders lautende Gesamtarbeitsverträge für das Maler-
und Gipsergewerbe abzuschliessen. lm gegenseitigen Einverständnis der Vertragsparteien kann davon
abgewichen werden.

8.5.'1 Arbeitgebende, welche nicht dem vertragsschliessenden Arbeitgeberverband angehören und sich
durch einen Anschlussvertrag auf die Bestimmungen des Hauptvertrages verpflichten, haben eine
Kautionssumme bei der Basellandschaftlichen Kantonalbank (oder einer anderen von der Paritätischen
Kommission bezeichneten Bank) in folgender Höhe zu hinterlegen:

Lohnsumme bis zu CHF
ab CHF 100'000.00 bis CHF
ab CHF 250'000.00 bis CHF
ab CHF 500'000.00 bis CHF
ab CHF 1'000'000.00

100'000.00
250'000.00
500'000.00

1'000'000.00

Kaution CHF 10'000.00
Kaution CHF 20'000.00
Kaution CHF 40'000.00
Kaution CHF 80'000.00
Kaution CHF'1 00'000.00

8.5.2 Als Nachweis ist der Paritätischen Kommission oder der von ihr bezeichneten Stelle die endgültige
Prämienabrechnung der AHV vorzulegen. Erst mit der Hinterlegung der entsprechenden Kaution und nach
Vodiegen der Genehmigung seitens der Paritätischen Kommission treten die Anschlussverträge in Kraft.

8.6 Sämtliche Kautionen müssen in bar, einer Bankgarantie der Basellandschaftlichen Kantonalbank (oder
einer anderen von der Paritätischen Kommission bezeichneten Bank) oder in mündelsicheren Wertpapieren
gestellt werden.

8.7 Die Kautionen dienen als Sicherheit für die Einhaltung des GAV, insbesondere aber auch als
Sicherheit für die Beitragsleistungen an die Ausgleichskasse (Art. 7 GAV). Sie können nur mit Zustimmung
aller Vertragsparteien oder auf Grund eines rechtskräftigen Entscheides der Paritätischen Kommission oder
des Vertraglichen Schiedsgerichtes freigegeben werden.

8.8 Die Anschlussverträge sind auf die gesamte Dauer des GAV abzuschliessen

Art. 9 Sozialinstitutionen während einem vertragslosen Zustand

9.1 Während einem vertragslosen Zustand werden die Sozialinstitutionen dieses Vertrages weitergeführt.
Dies betrift u.a. den von der Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) in den GAV-Artikeln 30, 33, 48, 54 und 59
durchgefü hrten Lastenausgleich.

Art. 10 Berufsinteressen

10.1 Die vertragsschliessenden Parteien setzen sich für die Förderung der gemeinsamen Berufsinteressen
ein. Unter diese Aufgabe fallen insbesondere:

10.2 die Mitwirkung beim Erlass und bei der Durchführung von zeitgemässen Submissionsvorschriften der
ötfentlichen Hand;

10.3 die Erstrebung ausreichender Bautermine und einer möglichst regelmässigen Beschäftigung des
Maler- und Gipsergewerbes;

10.4 die Bekämpfung der unlauteren Konkurrenz durch unseriöse Preisunterbietungen;

10.5 die Bekämpfung jeder Art von Pfuscharbeit sowie jeder Form von Arbeitsübertragungen, die mit
berufsschädigenden Auswüchsen verbunden ist;

10.6 die berufliche Aus- und Weiterbildung;

10.7 das Ergreifen geeigneter Mittel und Massnahmen, die sich bei allgemeiner Unterbeschäftigung zur
Verbesserung des Arbeitsvolumens aufdränqen,

I



10.8 Umsetzu
Vermeidung von

ng von MASSN ahmen m Be reich der Arbe itssicherheit und dES Gesundheitssch utzes zur
Unfälle n UN d Berufs kran khelte n;

10I das Ergreifen geeigneter Massnahmen zur Gewährleistung von Hygiene und ordnung an den
Arbeitsplätzen.

Art. 11 Verhandlungen während der Vertragsdauer

111 Allfällige Lohnanpassungen werden von den Vertragsparteien einmal pro Jahr auf den ,1. Januar desfolgenden Jahres in einer besonäeren Vereinbarung gemeiisäÄ geregelt. ln a,vingenden Fällen kann hievon
abgewichen werden. .Dabei sind die jeweiligen wiischaftlichen Möglichkeiten, die Arbeitsmarkflage, dieEntwicklung des Landesindexes der Kbnsumentenpreise und neu aniallende Sozialleistungs-Kosten sowieweitere massgebende Faktoren zu berücksichtigeÄ. Alfällige Lohnanpassungen sind aufzuteilen in einengenerell und einen individuellzu gewährenOen Teit.

Art. 12 Meinu n gsverschiedenheiten bei Lohnanpassungen

y.1 . ..Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten über allfällige Lohnanpassungen im Sinne von Art. 11GAV können der Paritätischen Kommission unterbreitet werden. Dazu bedarf es eines schriftlichen undbegrÜndeten Antrages. Die Paritätische Kommission hat innert 30 Tagen nach ihrer Anrufung
zusammenzutreten, die Differenzen ohne Vezug zu behandeln und tunlichst einä rinigung anzustreben.

12'2 Kommt eine Einigung nicht zustande, oder lehnt eine der Parteien den Vermitflungsvorschlag der
Paritätischen Kommission ab, so kann der Streitfall innert 30 Tagen mit schriftlichem und begr-ündetem n-ntrag
an das Vertragliche schiedsgericht gemäss Art. 1s GAV weiter{ezogen werden.

12'3 Während der ganzen Dauer von Schlichtungsverfahren ist jegliche Auseinandersetzung in den Medien
zu unterlassen.

Art. 13 schlichtung von Meinungsverschiedenheiten über den GAV

'!3'1 
.Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien des GAV über dieAnwendung und lnterpretation von Fragen, welche im GAV oder in einer integrierenden Zusatzvereinbarung

geregelt sind, können der Paritätischen Kommission unterbreitet werden. Dazu bedarf es eines schriftlichehund begründeten Antrages. Die Paritätische Kommission hat innert 30 Tagen nach ihrer Anrufung
zusammenzutreten, die Differenzen ohne Verzug zu behandeln und tunlichst eine Einigung anzustreben.

13'2 Kommt eine Einigung nicht zustande oder lehnt eine der Vertragsparteien den Vermitflungsvorschlag
der Paritätischen Kommission ab, so kann der Streitfall innert 30 Tagen mit schriftlichem und begründetem
Antrag an das Vertragliche Schiedsgericht gemäss Art. 15 GAV weiteigezogen werden.

13'3 Der Entscheid des Schiedsgerichtes ist endgültig und vorbehältlich der Nichtigkeitsbeschwerde
inappellabel. Das Schiedsgericht soll nur dann angeruien werden, wenn auf anderem we§e keine Einigung
gefunden werden kann.

13.4
zu ut

Während der ganzen Dauer von Schlichtungsverfahren ist jegliche Auseinandersetzung in den Medien
nterlassen.

Art. 14 Paritätische Kommission (pK)

14'1 Zur Förderung der Zusammenarbeit und zur Sicherung der Durchführung des vortiegenden GAV
bestellen die Vertragsparteien eine Paritätische Kommission tpril in der Rechtsforfi eines Vereins. Sie setztsich aus acht Mitgliedern zusammen, nämlich aus vier Värtretern des Maler- und Gipserunternehmer-
Verbandes Baselland und drei Vertretern der Gewerkschaft Unia sowie einem Vertreter der Gewerkschaft
syna. Das Reglement der pK (Anhang 3) bildet die Vereinsstatuten.

4.2 Für d a Behandlun g von Streitigkeiten zwischen den Vertrag sparteien ü ber die Auslegun u nd die
Anwen d der vorliegen den

g
ung Besti mmungen ist die Paritätlsche

arbeitnehmenden seits auf mindestens e fünf M ieder ZU enveitern
Komm iss ion arbe itgeben de n- u nd
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14'4 Die Paritätische Kommission ist sowohl für den Hauptvertrag wle auch für alle Anschlussverträge
zuständig.

!4'5 Gegen die Entscheide der Paritätischen Kommission kann die betroffene partei innert zehn Tagen den
Rekurs an das Vertragliche Schiedsgericht ergreifen.

14'6 Kann die Paritätische Kommission keinen Beschluss fassen, so kann sie bzw. die betroffene partei
oder eine der Vertragsparteien innert zehn Tagen seit Feststellung respektive Mitteilung dieser Tatsache das
Vertragl iche Schiedsgericht anrufen.

1a .7.. Bei Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung der vorliegenden Bestimmungen
beträgt die Rekursfrist an das Vertragtiche scÄ'ieosgericht 30 Täge.

Art. 15 Vertragliches Schiedsgericht

15'1 .. Dje Ve-rtragsparteien bestellen als Vertragliches Schiedsgericht das kantonate Einigungsamt
Baselland, ergänä durch je einen sachverständigei Parteivertreter. Das Vertragliche Schiedsgericht hatfolgende Kompetenzen:

a) Beurteilung von Rekursen gegen Entscheide der Paritätischen Kommission;
b) Beurteilung von streitigkeiten zwischen den vertragsparteien;
c) Beurteilung von Streitfällen, sofern eine Entscheloüngsrinolng in der paritätischen Kommission nichtzustande gekommen ist.

15'2 Das Vertragliche Schiedsgericht entscheidet über die Kosten des Verfahrens.

15'3 Die Entscheidungen des vertraglichen Schiedsgerichts sind endgültig und, vorbehällich der
N ichtigkeitsbeschwerde, inappellabel

15'1t. 
.Das vertragliche Schiedsgericht ist sowohl für den Hauptuertrag wie auch für alle Anschlussverträge

zuständig.

1? 5. . . 
Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für die Beurteilung individueller arbeitsvertraglicher

Streitigkeiten bleibt vorbehalten.
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1.0'1 Di9 KontrolleUrQ des=b9auftraoten Kontrollorqans sind befuot. Betriebe bzw. Betriebsteile zu betreten.
die unter den betriebliclren Ge-ltunqsbereich 0", CnV
zum Betrieb bzw. zur Baustelle zu qewärrren und sich ffiüber den Kontrolleurenm
auszuweisen.

19.3 Die Arbeitgebenden haben die in Art. 16.2 GAV envähnten Unterlagen nach Massgabe des Gesetzes,
mindestens jedoch während fünf Jahren aufzubewahren. Sobald dem Betriäb die Durchfühiung einer Kontrolle
angekündigt worden ist, dürfen an die Arbeitnehmenden keine Nachzahlungen irgendwächer Art mehr
geleistet werden.

16.4, Ergeben die Sontrolf e!.. dEss die oesamtarbeitsvertraqlichen Veroflichtunqen verletzt worden sind. so
wq!'de!.. die Kontroll- und Verfahrens
vollumfänqlich auferleqt.

16.5 Die Kontrollkosten richten sich nach den üblichen Honoraren für Buchprüfungs- und
Revisionsleistungen. 

,lfosten---d-t-osren. 
ote daraus entstehen. weil die ordnunqsqemässe und insbäsondere

termi!,qerechte Durchführuno der Kontrolle vereite
qestellt.

nert gO
Taqen seit Zustellunq des Entscheides auf en.

Art. 17 Verstösse der Arbeitqebenden / Konventionalstrafen

17 -1 Arbeitgebende, welche gegen die Bestimmungen des GAV verstossen, werden vom Kontrollorgan zu
den entsprechenden Nachzahlungen aufgefordert. Feiner kann den arbeitvergebenden staaflichen BeÄörden
die Sperre des Arbeitgebenden für stäatliche und staatlich subventionierte Arbeiten sowie dem KIGA
Baselland die Sperre für die Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräften beantragt werden.

fZ2 
=. 

.Die Paritätische Kom.mission kann Arbeitqebende und Arbeitnehmende. die qesamtarbeitsvertraqliche
V"rofli"htrno"n r"rl"t."n. .it 

"in",. 
Konu"ffi

a. ?i9 .Kor.rventionalstrafg .rst in erster Linie so zu bemessen. dass fehlbare Arbeitqebende und
Arb"itn"hr"nd" ron künftig"n V"rl"t=

b. §od?nn bemisst sich deren Höhe insbesondere nach folqenden Kriterien:
1. diq prozentuale Höhg der von Arbeiffiden vorenthaltenen oeldwerten

Leistunoen, ungeachtet allfälliger in Oe 
,

_ Jahresendzulage, Spesen etc. an die Arbeitnehmenden;
2. Yefletzuno der nicht geldwerten qesamtarbeitsvertäolichen Bestimmunqen. insbesondere des

- Schwarzarbeitsverbotes im Sinne von-Ärt. 25EAV: 

-9. gi4malioe oder mehrmalioe Verletzunqen der qesamtarbeitsvertraqlichen Bestimmunqen:
4. 9chwere der Veflqtzunoen der qesam
5. Grösse des Betriebes:
6. Umstand, ob Arbeitnehmende ihre individuellen Ansprüche gegenüber einem fehlbaren Arbeitgebenden

von sich aus geltend gemacht haben.

c. BQi Verl.etzunq des gqhwarzarbeitsverbotes qemäss Art. 23 GAV oelten oro Arbeitsstelle für den
4rD.e]togPenden bzw, ArbeitnenmenOen
25'000.00. ln besonders qravierenden Fällen kann von diesen Ansätzen M
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17.3 Die Einzahlunoen sind. sofern nicht ausdrücklich eine andere Zahlstelle bezeichnet wird. innert 30
Taoen seit Zustellunq des Entscheides auf das Bankkonto des Kontrollorqanes zu leisten.

17.4 Die Paritätische Kommission hat die Konventionalstrafe sowie die Kontroll- und Verfahrenskosten zur
Deckuno der Kosten des Vertraosvollzuoes zu venruenden. Allfällige Überschüsse sind in angemessener
Weise vor allem zugunsten allgemeiner Zwecke der von diesem GAV betroffenen Berufe zu verwenden.

Art. 1 8 Verstösse der Vertragsparteien

18.1 Bei kollektiven Vertragsverletzungen sowie bei Verletzungen der absoluten Friedenspflicht verfällt die
fehlbare Vertragspartei in eine Konventionalstrafe, die im Einzelfalljedoch CHF 20'000.00 nicht überschreiten
soll. Die fehlbare Partei ist ausserdem verpflichtet, für den durch die Vertragsverle2ung entstandenen
Schaden Ersatz zu leisten. Bei der Festsetzung der Konventionalstrafe ist in erster Linie die
volkswirtschaftl iche Auswi rku n g der VertragsverleEu n g zu berucksichti gen.

18.2 Die Konventionalstrafe, der Schadenersatz und die auferlegten Verfahrenskosten sind innert
Monatsfrist nach Zustellung des Urteils zu leisten. Die Einzahlungen sind, sofern nicht ausdrücklich eine
andere Zahlstelle bezeichnet wird, innert 30 Tagen seit Zustellung des Entscheides auf das Bankkonto des
Kontrollorganes zu leisten.

18.3 Die Paritätische Kommission hat die Konventionalstrafe sowie die Kontroll- und Verfahrenskosten zur
Deckung der Kosten des Vertragsvollzuges zu verwenden. Allfällige Überschüsse sind in angemessener
Weise vor allem zugunsten allgemeiner Zwecke der von diesem GAV betroffenen Berufe zu verwenden.

Art. 19 Anderungen bestehenden Rechtes, lnkrafüreten und Dauer des GAV

19.1 Der vorliegende Gesamtarbeitsvertrag tritt am 1. Januar 2019 in Kraft und gilt infolge der
Zusatzvereinbarung 2022 bis zum 31. Dezember 2024 als fest vereinbart. Er ersetzt vollumfänglich die
fol genden 3 Gesamtarbeitsverträge:

- den GAV für das Gipsergewerbe im Kanton Baselland vom 1. April 2002 inklusive aller bisherigen
Zusatzprotokolle, ZusaEvereinbarungen und Reglemente;

den GAV für das Malergewerbe im Kanton Baselland vom 1. April 2004 inklusive aller bisherigen
ZusaEprotokolle, Zusa2vereinbarungen und Reglemente;

den GAV für das Maler- und Gipsergewerbe im Kanton Baselland vom 1. Januar 2010 inklusive aller
bisherigen Zusa2protokolle, Zusa2vereinbarungen und Reglemente.

19.2 Ab 1. Januar2019 sindfürdas Maler- und Gipsergewerbe im Kanton Baselland ausschliesslich die
vorliegende, neue GAV-Textfassung bau. Zusatzprotokolle, Zusatzvereinbarungen und Reglemente mit
lnkraftsetzung ab demselben Datum massgebend.

19.3 Alle in diesem GAV erwähnten Reglemente sowie die zusäElich zum GAV abgeschlossenen
Zusatzprotokolle, ZusaEvereinbarungen und allfällige Nachträge bilden einen integrierenden Bestandteil
dieses GAV. Für das Verhältnis der am GAV beteiligten Vertragsparteien untereinander und die Regelung der
Arbeitsverhältnisse im Maler- und Gipsergewerbe von Baselland ist während der ganzen Vertragsdauer
ausschliesslich der vorliegende GAV anwendbar. Andere Vereinbarungen über das Maler- und Gipsergewerbe
von Baselland, die nicht von allen an diesem GAV partizipierenden Vertragsparteien mituntezeichnet sind,
verpflichten die Vertragsparteien und die diesem GAV unterstellten Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden
nicht.

19.4 Die unter den bisherigen 3 GAV (Art. 19.1 GAV) abgeschlossenen Anschlussverträge gemäss Art. 356
b OR (Verpflichtungserklärung auf generelle Einhaltung des GAV durch nicht dem vertragsschliessenden
Arbeitgeberverband angeschlossene Arbeitgebende) bleiben unter Vorbehalt von Art. 19.7 GAV in Kraft.

19.5 Verbands- und Anschlussvertragsfirmen sind für
Gesamtarbeitsvertrag verpfl ichtet.

die volle Vertragsdauer auf den
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19.6 Der vorliegende GAV kann von jeder Vertragspartei mit eingeschriebenem Brief unter Einhaltung
einer Kündigungsfrist von mindestens sechs Monaten gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung durch eine
der Vertragsparteien, so läuft der GAV jeweils ein Jahr weiter.

19.7 Bei Vertragserneuerung gilt der erneuerte Vertrag für die ganze Zeit der neuen Vertragsdauer für alle
Anschlussvertragsfirmen der unter Art. 19.1 GAV aufgeführten 3 Gesamtarbeitsverträge weiter, sofern sie
nlcht innert zehn Tagen seit der Kenntnisgabe über die Vertragserneuerung der Paritätischen Kommission mit
eingeschriebenem Brief mitteilen, dass sie die Geltung des erneuerten Vertrages für ihre Firma ablehnen. ln
diesem Fallwird vom Kontrollorgan des GAV eine Schlusskontrolle (Art. 16 GAV) durchgeführt.

19.8 Vertragsänderungen, Vertragsergänzungen oder Vertragserneuerungen werden den Vertragsfirmen
entweder durch Zirkular oder Publikation im Amtsblatt des Kantons Basel-Landschaft zur verbindlichen
Kenntnis gebracht.

19.9 Die Vertragsparteien sind dafür besorgt, dass alle zu beachtenden Vertragsbestimmungen den dem
Vertrag unterstellten Arbeitgebenden und deren unterstellten Arbeitnehmenden zugeleitet werden.

Art. 20 Vol lzuqskostenbeiträqe

20.1 Zur Deckunq der Kosten im Vollzuo dieses Vertraqes wird von allen diesem Vertrag unterstellten
Arbeitnehmenden und Arbeitqebenden ein Beitrao erhoben. Der Beitraq darf ausschliesslich für folqende
Aufqaben und den Ausoleich folqender Leistunqen veru/endet werden:
a) Vollzuo und die Durchsetzuno des GAV:
b) zur Förderunq der beruflichen Weiterbildunq und der Arbeitssicherhelt sowie des Gesundheitsschutzes am

Arbeitsolatz:
c) für die Bezahlunq von überbetrieblichen Kursen für Lernende im Maler- und Gioseroewerbe:
d) Entrichtunq von Beiträqen an Arbeitnehmende zur Milderuno einer nicht selbst verschuldeten Notlaoe.

20.2.1 Der Beitraq für die Arbeitoebenden beträqt 0.7 Prozent der AHV-pflichtiqen Lohnsumme (Berechnung
der Lohnsumme für ausländische Entsendebetriebe siehe Art. 7.7.3 GAV) der diesem GAV unterstellten
Arbeitnehmenden.

20.2.2 Arbeitgebende, die nicht Mitglied des vertragsschliessenden Arbeitgeberverbandes sind, sich aber
durch Abschluss eines Anschlussvertrages gemäss Art. 356 b OR auf die generelle Einhaltung der
Vertragsnormen verpflichten, entrichten einen jährlichen Beitrag, bestehend aus einer Grundgebühr von CHF
500.00 und 0,7 Prozent der AHV-pflichtigen Gesamtlohnsumme des Vorjahres.

20.3.1 Der Beitraq für die Arbeitnehmenden beträot 0.7 Prozent des AHV-pflichtiqen Lohnes (Berechnung
der Lohnsumme für ausländische Entsendebetriebe siehe Art. 7.7.3 GAV). Der Abzuq erfolqt monatlich direkt
vom Lohn des Arbeitnehmenden und ist in der Lohnabrechnuno sichtbar aufzuführen.

20.3.2 Die Lernenden im Maler- und Gioseroewerbe entrichten einen Beitrao von CHF 5.00 oro Monat.

20.3.3 Die Erhebung und das lnkasso aller vorstehend geregelten Beiträge erfolgen gemäss Art. 7.7.1 GAV
durch die Ausgleichskasse.

20.3.4 Der Arbeitqebende haftet gegenüber der Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) für die ordnunqsqemässe
Einzahlunq der Beiträqe, unqeachtet der Art und Weise. wie die Beiträqe von den Arbeitnehmenden erhoben
werden. Für nicht oder nicht richtiq abqezoqene und/oder abqerechnete Vollzuqskostenbeiträqe haftet der
Arbeitqebende.

20.4 Für die Mitglieder der vertragsschliessenden Verbände sind die Beiträge grundsätzlich im
Mitgliederbeitrag inbegriffen. ln der praktisehen Ausfrihrung bedeutet dies: Ven Arbeitgebenden; die Mitglied

Zur
zusätzlichen Förderung des regionalen Vollzugsregimes wird jedoch der Vollzugskostenbeitrag im Umfang
von 0.2o/o von den Mitgliedern des vertragsschliessenden Arbeitgeberverbandes erhoben, solange der GAV
allgemeinverbindlich erklärt ist.

Aus technischen Vollzugsgründen werden die Vollzugskostenbeiträge allen Arbeitnehmenden vom Lohn
abgezogen. Die einem vertragsschliessenden Arbeitnehmerverband als Mitglieder angehörenden
Arbeitnehmenden erhalten den von ihnen entrichteten Vol be nach Voruveisen eines



entsprechenden Beleges von ihrem vertragsschliessenden Arbeitnehmerverband einmal jährlich
erstattet.

20.5 Die Paritätische Kommission kann - im Einvernehmen mit den Vertragsparteien - die Höhe der
Vollzugskostenbeiträge gemäss Att.20.2.1 und 20.3.1 GAV sowie die Höhe der Rückerstattung gemäss Art.
20.4 GAV im Einvernehmen mit den Vertragsparteien während der Vertragsdauer ändern.

20.6 Die Paritätische Kommission erlässt ein Reglement über den Bezug des Vollzugskostenbeitrages
(Anhang 4 cAV).

20.7 Ein allfällioer Überschuss dieser Vollzuoskostenbeiträqe darf. auch nach Ablauf der
Allqemeinverbindlicherkläruno dieses GAV. nur für Weiterbilduno. Arbeitssicherheit und GesundheitsschuE
sowie für soziale Zwecke der diesem GAV unterstellten Arbeitqebenden und Arbeitnehmenden verwendet
werden.

C Normative Bestimmungen

Art. 21 Pflichten des Arbeitqebenden

21.1 Der Arbeitgebende begegnet dem Arbeitnehmenden als Partner. Er achtet und schützt dessen
Persönlichkeit und nimmt auf die Gesundheit des Beschäftigten Rücksicht.

21.2 Der Arbeitqebende erteilt dem Arbeitnehmenden klare Aufträqe. Zum Schu2e der Gesundheit
einerseits und der klaren Reoeluno der Verantwortuno andererseits berücksichtiot er Alter. Erfahruno.
Ausbilduno sowie die Stelluno des Arbeitnehmenden im Betrieb.

21.3 Der Arbeitoebende trifft alle nötioen Massnahmen zum Schutze von Leben und Gesundheit des
Arbeitnehmenden.

21.4 Der Arbeitoebende qestaltet den Arbeitsablauf a/eckmässiq. um Unfälle. Krankheiten und
Uberbeansoruchuno des Arbeitnehmenden zu verhindern.

21.5 Arbeitqebende und Arbeitnehmende wirken in der Gesundheitsvorsoroe und Unfallverhütuno
zusammen. Der Arbeitqebende informiert den Arbeitnehmenden über die Gesundheitsvorsoroe und
Unfallverhütunq.

21.6 Die Paritätische Kommission kann über spezielle Gesundheitsvorkehrungen oder -massnahmen
Reglemente erlassen.

21.7 Der Arbeitqebende händiqt dem Arbeitnehmenden rechtzeitiq aus:
a) das erforderliche Material:
b) die notwendiqen Arbeitsunterlaoen:
c) das oeeionete und sich in outem Zustand befindende Werkzeuq. Dieses Werkzeuo muss aboeschlossen

qelaoert werden können. Darüber wird ein lnventar aufqenommen und von beiden Parteien untezeichnet.

21.8 Der Arbeitnehmende hat Geleoenheit. Werkzeuo und Arbeitsolatz während der normalen Arbeitszeit
in Ordnuno zu brinoen.

21.9 Der Arbeitnehmende kann jedezeit vom Arbeitgebenden ein Zeugnis verlangen, das sich über die Art
und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über seine Leistungen und sein Verhalten ausspricht.

21.10 Auf besonderes Verlangen des Arbeitnehmenden hin hat sich das Zeugnis auf Angaben über die Art
und Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschränken.

Art. 22 Pflichten des Arbeitnehmenden

22.1 Der Arbeitnehmende führt die ihm übertraoenen Arbeiten sorofältio aus. Er wahrt in outen Treuen die
berechtiqten lnteressen seines Arbeitoebenden: er vermeidet ausserbetriebliche Aktivitäten. welche seine
Arbeitsfäh iq keit beei nträchtioen.
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er sorqfältio. Er qeht damit sparsam um.

22.3 Hat der Arbeitnehmende Maschinen. Werkzeuqe und Fahrzeuoe zu bedienen. über die er noch nicht
instruiert worden ist. so bemüht er sich von sich aus um eine lnstruktion.

22.4 Allfälliqe Schäden und besondere Vorkommnisse meldet der Arbeitnehmende unverzüqlich seinem
Arbeitqebenden.

22.5 Der Arbeitnehmende unterstützt den Arbeitqebenden in der Gesundheitsvorsorqe und
Unfallverhütunq.

22.6 Die Sicherheits- und Gesundheitseinrichtunqen wendet er qemäss lnstruktionen richtiq an.

22.7 Nach Beendiqunq einer Arbeit oder des Arbeitsverhältnisses oibt der Arbeitnehmende dem
Arbeitqebenden die Arbeitsunterlaoen sofort zurück.

22.8 Bei Bedarf ist der Arbeitnehmende zur Leistung von Überstunden verpflichtet. Der Arbeitgebende
verlangt solche Überstunden von einem Arbeitnehmenden nur, soweit sie von diesem nach Treu und Glauben
gefordert werden können.

22.9 Der Arbeitnehmende befolot die Anweisunqen seines Arbeitqebenden über die Ausführuno der Arbeit
in outen Treuen. lnsbesondere:

a) erstellt der Arbeitnehmende die vorqeschriebenen Arbeitsrapoorte sorqfältiq und liefert sie oünKlich ab:
b) benimmt der Arbeitnehmende sich oeoenüber iedermann, mlt dem der Arbeitnehmende in Ausübuno

seines Berufes in Verkehr tritt. korrekt. Der Arbeitnehmende unterlässt iede Handlunq. die den
Arbeitqebenden schädiqen oder Anlass zu Reklamationen qeben könnte:

c) unterlässt der Arbeitnehmende das Rauchen und den Genuss alkoholischer Getränke während der
Arbeitszeit auf Verlanqen des Arbeitoebenden:

d) benachrichtiqt der Arbeitnehmende den Arbeitqebenden oder dessen Stellvertreter unverzüqlich bei
Arbeitsverhinderuno:

e) schenK der Arbeitnehmende der Ausbildunq der ihm anvertrauten Lernenden besondere Aufmerksamkeit.

22.10 Der Arbeitnehmende haftet für den absichtlich oder fahrlässig zugefügten Schaden. Er ist gemäss Art.
22.4 GAV verpflichtet, einen solchen Schaden sofort zu melden. Dies nach Massgabe der von ihm zu
fordernden Sorgfalt. Die Schadenersatzforderung des Arbeitgebenden ist spätestens 30 Tage nach
Kenntnisnahme des Schadens geltend zu machen. Allfällige Forderungen aus dem Arbeitsverhältnis verjähren
nach Ablauf von 5 Jahren.

Art. 23 Verbot und Bekämpfunq von Schwarzarbeit

23.1 Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses darf der Arbeitnehmende - entqeltlich oder unentqeltlich
- keine Berufsarbeit für Dritte (Schwazarbeit) leisten: auch nicht während der Freizeit oder in den Ferien. Das
Verbot qilt für iede Berufsarbeit. die für Dritte ausoeführt wird.

23.2.1 Wer gegen dieses Verbot verstösst und dadurch seine Treuepflicht gegenüber seinem
Arbeitgebenden verletzt oder ihn konkurrenziert, kann von der Paritätischen Kommission veruvarnt oder mit
einer Konventionalstrafe belegt werden.

23.2.2 Leistet der Arbeitnehmende während den Ferien entgeltliche Arbeit für einen Dritten, verfällt sein
Anspruch auf Ferienlohn zugunsten der Paritätischen Kommission. Der Anspruch auf noch nicht bezogene
Ferien fällt dahin. Bereits erhaltener Ferienlohn wird an den Arbeitgebenden zurückbezahlt. lm
Wiederholungsfall kann der Arbeitgebende ausserdem den Arbeitsvertrag aus wichtigen Gründen sofort
auflösen.

23.2.3 Die Geltendmachung von Schadenersatz durch den Arbeitgebenden bleibt vorbehalten.

23.3 Es ist den Arbeitqebenden untersaqt. Schwazarbeit ausführen zu lassen. zu tolerieren. zu
beqünstiqen oder das Material hierzu zu liefern. Dieses Verbot gilt auch, wenn die Arbeitgebenden als

auftreten
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23'6 Bei Verstoss gegen die vorstehenden Bestimmungen werden die Fehlbaren mit einerKonventionalstrafe gemäsi Art. 17 GAV belegt. zudem erfolgt eine Meldung an die KantonaleKoordinationsstelle zirr Bekämpfung Jer §chwarzarbeit. Meldungen an weitere Behörden bteiben ausdrücklichvorbehalten.

23'7 Die Parteien ergreifen gemeinsam alle Massnahmen zur Bekämpfung der schwarzarbeit und wirkenauf ihre Mitglieder im Sinne deiEinnattung des Schwarzarbeitsverbots mit allem Nachdruck ein.

23'8. Arbatgebende und Arbeitnehmende melden der Paritätischen Kommission sämfliche ihnen bekanntwerdenden Fälle von Schwarzarbeit. Die Meldung ist schriftlich unter Angabe der personalien des Fehlbaren,ort' Zeit und umfang der ausgeführten Schwa-rzarbeitzu erstatten. Auf Meldungen, die keine konkretenAnhaltspunkte enthalLn, ist nicÄt einzutreien.

23'9 lm Sinne von Art. 357 b oR steht der Anspruch auf Einhattung des Schwarzarbeitsverbots nicht nurdem einzelnen Arbeitgebenden, sondern auch der Gesamtheit der vertragsschliessenden parteien zu, indemsich die Arbeitnehmenden diesen gegenüber direkt verpflichten, keine schw arzarbeitauszuführen.

Art.24 Arbeitszeit

24'3 Die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit berechnet sich wie folgt: 4'1.25 stunden pro woche geteiltdurch fünf Arbeitstage pro wochi. Die tägliche durchschnitfliche Arbeitszeit beträgt demnach g.25 stunden.
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Kriterien abqestellt werde;I-------

24'1 Die Jahresarbeitszeit beträqt brutto 2'148 stunden pro Kalenderiahr (inkl. Ferien. Feiertaqe usw.t.



- F.eiertaqe. die auf einen Werktaq fallen. oemäss Art. 31 GAV:- Unumqänqliche Absenzen oemäss Am
- Absenzen wegen Unfall gemäss Art. 52 GA\4- Militär-. Zivil- und Zivitschutzdienst qemäss Art. 53 GAV:- Absenzen weqen Schwanoerschaft q;mä;a ArtlssGAV:- Kurzarbeit und Schlechtwetterausfälle.

2!-9 Nach Abzug der Absenzen und Fehlstunden von der Jahresarbeitszeit ergibt sich die Summe der
effektiv geleisteten und auch anspruchsberechtigten Arbeitszeit.

24.9.'1 Als Arbeitstaqe qelten alle Werktaqe von Montao bis Freitaq (Fünftaoewoche).

a) Saryrst?osarbeit ist für die Arbeitnehmenffiävillio und dient der Möqlichkeit. Sollstunden vor- respektive
nachzuholen.

b) Die Wöchentliche Höchstarbeitszeit von 47.5 Stunden darf durch den Samstaqseinsatz nicht überschritten
werden.

c) Wird am Samstag. oe?rbeitgt. muss der Arbeitqeber der Paritätischen Kommission bis soätestens
.. Er-eit?oabend den Einsatz melden und

d) Arbeitnehmende. die..an .Samstä d", 
"rrt"n9gmstaqseinsatz. z

Einsatzes bewusst sind.
e) S.am§taqsarbeit ist Qrlmär dutch. Freizeit oleicher Dauer bis Ende März des Folqeiahres auszuoleichen. lst

eine5o!noensation bis Ende März des
von 25 Prozent zu qewähren.

fl Fehlt die B9stätiouno de? Arb,qitnehmenden oemäss Absatz d\ oder versäumt die Firma die Meldunq des
SamStaqSeinsatzeq qemäsg Ahsai
wfrOen. tm WieOernol
Firma aussprechen.

itatiscne
Spmmissiqn soeziellg . FermulAre zu

Einlic,htnalme in dt .

Zwischenabrechnunq.

25.1 Als Arbeitszeit gilt die Zeit, während welcher sich der Arbeitnehmende zur Verfügung des
Arbeitgebenden stellt. Nicht als Arbeitszeit gilt der Weg zwischen Wohnort und Geschäftsdomizilryerkstätte.

25-2 Beträgt bei auswärtigen Arbeiten die tägliche Reisezeit für Hin- und Rückfahrt ab und zum
Geschäftsdomizillzur Werkstätte 30 Minuten odei weniger, so wird diese Reisezeit nicht entschädigt.
Übersteigt die tägliche Reisezeit für Hin- und Rückfahrt ab und zum Geschäftsdo mizillzur Werkstätte 30
Minuten, so wird die 30 Minuten übersteigende Mehrzeit zum vereinbarten Lohn entschädigt.

25.3 Verspätunq. Unterbruch. vo.zeitiq"s Verlassen de, Arbeit

Der 4fb9itnehmende hat die ausoefallene Arbeitszeit auf Verlanqen des Arbeitqebenden nachzuholen. falls er
die Arbeit
a) selbstverschuldet zu spät antritt:
b) unbeqründet unterbricht:
c) vorzeitiq verlässt.
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EüI di9 MittaosverpfleqUng wird die Arbeit während mindestens einer halben Stunde unterbrochen. Diese
halbe Stunde ist unbezahlt.

25,6 . Für die Nacltverpflgor.lno bei Nachtarbeit oemäss Art. 42.1 GAV wird die Arbeit eine Stunde
unterbrochen. Diese Stunde ist bezahlt.

eine unbezahlte Pause unterbrochen werden. Zeitounkt und Dauer der
P.auSq lqot der Arbeitqebpnde mit de t
als Arbeitszeit. das heisst. sie s

Art.26 Vorholzeit

?8'1 KSnn der Arb9itnehmende infoloe Krankheit. Unfall oder oblioatorischem Militärdienst vorqeholte
Arb-eitqzqit.ni,cht einziehen. so t<ann d
nachträolich beansoruchen.

Art. 27 Überstundenarbeit

27.1 Als Überstundenarbeit gilt jede Arbeit, welche die Bandbreite der wöchentlichen Arbeitszeit bzw. die
Grenzen der Tagesarbeitszeit (06.00 bis 20.00 Uhr) übersteigt.

?I:3 , Naght-. Sonn beit sind orimär durch Freizeit qleicher Dauer mit Zeitzuschtao bis Ende
MäE. deq Fploeiahres aqsZuqteichen t
möqlich. ist bei der Auszahlunq ein Loh

Art.28 Ferien

?$.1 Die Dauer der Ferien beträot:

is zum vollendeten 20. Altersiahr sowie für Lernende beträot die
Feriendauer 25 Arbeitstaqe.

20.3. Massaebend für .die Berechnuno der Feriendauer ist die Anzahl der Altersiahre. die der
Arb"itn"hr"nd" i. Krl"nd"ri"hr. 

"rr"i"
28.4 Der Ferienanspruch besteht pro rata temporis:

23 Arbeitstage = 9,70o/o
28 Arbeitstage = 12,07o/o
33 Arbeitstage = 14,54o/o

Art. 29 Ferienkürzunq. Ferienzeitpunkt. Ferienlohn

29.1 lst derArbeitnehmende unverschuldet aus Grürnden d te n seiner Person egen an der Arbeitsleistun
verh ndert (Krankheit, U nfall Erfü llung gesetzl icher Pfl chte n oder Ausübu ng eines öffentlichen Amtes,
ob ligatorischer M ilitär- Zivil oder Zivi lschutzdien st USW ), SO wird der Ferienanspruch für jeden volle n Monat
ab u nd nklusive dem zweiten Monat (ab u nd nkluSIVE dem dritten Monat im Falle von Schwan gerschaft) der

iese Zeit nicht angerech net werde n darf die Zeit, wäh rend e Arbeitn hmende
g gemäss nverbsersatzg

Abse nz um l1 2 gekürzt; an d

enommen.
E esetz bezieht. Für den ersten

d
Absenzmonat wi rd
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29.2 Verschiedene Abse nzen während eines Kalenderjahres werden zusammengerechnet.

29.3 Die Ferien sind in der Regel in zusammenhängenden Perioden und im Laufe des Kalenderjahres zu
beziehen. Ausnahmsweise können sie im folgenden Jahr gewährt werden. Unter Vorbehalt des aufgelaufenen
Ferienanspruches sind mindestens zwei zusammenhängende Ferienwochen zu gewähren.

29'4 Der Zeitpunkt des Ferienbezuoes ist frühzeitio zwischen Arbeitqebendem und Arbeitnehmendem zu
Ye.rei.nbaren. unter Berücksichtiqunq der betrieblichen Bedürfnisse und der qerechtfertioten Wünsche des
nlOeitnenmenaen.

9ie vierte Ferienwoche (5 Arbeitstaoe) ist über die Zeit WeihnachVNeuiahr und die fünfte und sechste
Ferienwoche (ie 5 Arbeitstaqe) sind während der Winterarbeitszeit zu beziehen. wobei der qenaue Zeitpunkt
durch den Arbeitqebenden festoeleqt wird. Der Arbeitqebende kann. sofern betriebliche Gründe es
rechtfertiqen. die vierte Ferienwoche in den Dezember des laufenden Jahres vor- oder in den Januar des
folqenden Jahres nachverleoen.

29'5 Der Arbeitgebende hat dem Arbeitnehmenden für die Ferien den gesamten darauf entfallenden Lohn
zu entrichten.

29.6 Die Ferien dürfen während der Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht durch Geldleistungen oder andere
Vergünstigungen abgegolten werden.

29.7 Wird das Arbeitsverhältnis aufgelöst und hat der Arbeitnehmende seine Ferien für das laufende Jahr
bereits bezogen, so ist derArbeitgebende berechtigt, die zuviel bezogenen Ferien vom letzten Lohnguthaben
des Arbeitnehmenden abzuziehen.

29.8 Es ist dem Arbeitnehmenden untersagt, während der Ferien Arbeit gegen Entgelt und andere
Gegenleistungen zu leisten.

Art. 30 Lastenausqleich für Ferienanspruch von älteren Arbeitnehmenden

30.1 Zur Verhinderuno einer Diskriminierunq (Nicht-Anstellunq bzw. Beendiouno des Arbeitsverhältnisses)
von älteren Arbeitnehmenden welche oemäss Art.28.1.2 oder Art.28.1.3 GAV einen erhöhten
Ferienansoruch haben. findet zur Sicherstellunq der Lohnansprüche für diesen erhöhten Ferienanspruch ein
Lastenausqleich über die Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) statt.

Art. 31 Feiertaqe

31.1 Lohnberechtiqt sind die foloenden neun Feiertaqe im Jahr. sofern diese auf einen Werktaq fallen:

- Neuiahr: Karfreitaq: ostermontaq: 1. Mai: Auffahrt: pfinqstmontao: i. Auqust
(Bundesfeierlaq): weihnachten (25. Dezember): stepha nstaq (26. Dezember)

Art. 32 Kompensation von Feiertaqen

32.1 Feiertaqe, die in die Ferien fallen. werden zusätzlich kompensiert.

32.2 Feiertaqe die während Krankheit. Unfall oder Militärdienst anfallen, können nicht komoensiert werden.

Art. 33 Absenzenreqelunq und -entschädiqunq sowie Lastenausqleich

33,1, Der Arbeitnehmende hat. sofern die eruähnten Ereiqnisse auf effektive Arbeitstaoe fallen. Anspruch
auf folqende zum vollen Lohn (Grundlohn) bezahlte Freitaqe:

b) bei Heirat eines Kindes. zur Teilnahme an der Trauunq.
sofern diese arrf nen Arbeitstao fällt 1 Tao

1 0 Taqe
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Lastenausqleich.

sie in Hausoe haben 3 Taoe
n sie nicht i Hausoemei aft oelebt n 1 Taq

von Jahren 1 Taq

kann 3 Taoe

Lastenausqleich über die Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) statt.

Art' 34 Verhinderung durch Erfütlung von gesetzlichen Pftichten oder durch Ausübung
eines öffenfl ichen Amtes

34'1 DerArbeitnehmende kann durch Erfüllung von gesetzlichen Pflichten oder durch die Ausübung eines
öffentlichen Amtes an der teilweisen Erbringung seiner Arbeitsleistung verhindert sein.

34'2 Bei Verhinderungen gemäss Art. 34.1 GAV regeln der Arbeitgebende und der Arbeitnehmende dieHöhe der Lohnzahlung in einer schriftlichen veäinbarung. Siä berücksichtigen dabei eine dem
Arbeitnehmenden aus Erfüllung seiner Pflicht zukommende gntsänäoigung. Können ,i-"n Rro"itgebender und
Arbeitnehmender nicht einigen, können sie die Meinungsverschiedenheit der paritätischen Kommission zum
Entscheid unterbreiten.

34'3 Zur Sicherstellung der Lohnansprüche der Arbeitnehmenden gemäss Ar1.34.2 GAV findet für alle
beteiligten Arbeitgebenden (Arbeitgebende, die dem vertragsschliesse-nden Arbeitgeberverband angehörenoder einen Anschlussvertrag gemäss Art. 356 b OR zum önv aogeschlossen ha6en) ein Lastenaüsgleich
über die Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) statt.

Art. 35 Leistunqslohn

entsprechen.

36'2 Vorbehalten bleiben die Mindestlöhne gemäss Art. 38 GAV und die generellen Lohnanpassungen
gemäss Art. 11 GAV.

Art. 36 Akkordlohnverbot

?0,:1. . Es isl den Arbgitqebenden untersaot. ihre Arbeitnehmenden nach dem Svstem des Akkord- oderStü"klohn"r (L"irtrno.lohn nr"h

36'2 Arbeitgebende, welche gegen diese Bestimmung verstossen, werden von der paritätischen
Kommission zu einer Konventionalstiafe (Art. 17 GAV) verurtäitt.

36'3 Arbeitnehmende, welche Akkordlohnarbeit annehmen, werden von der paritätischen Kommission zu
ei ner Konve ntiona lstrafe (Ar1. 1 T GAV) verurteilt.

?9.a .. 
Die Vergabe von Arbeiten im Unterakkord ist nur zulässig, wenn sichergesteilt ist, dass das

Akkordlohnverbot vollumfänglich berücksichtigt wird. Arbeitgebende, welche gegen diese Bestimmung
verstossen, werden von der Paritätischen Kommission zu eineiKonventionalstrafilÄrt. 17 GAV) verurteilt. 

-
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Art. 37 Arbeitsstu nden-Abrechnunq

37.1 Jeder Arbeitnehmende hat oer Ende eines ieden Quartals (31. März. 30. Juni. 30. September)
Anspruch auf eine Stundenabrechnunq und oer Ende Jahr auf eine Schlussabrechnuno über die qeleisteten
Arbeitsstunden.

37.2 BeiAustritt des Arbeitnehmenden während des laufenden Jahres wird eine Schlussabrechnuno für die
Zeit vom 1. Januar des laufenden Jahres bis zum Austritt erstellt.

37.3 Sofern die Schlussabrechnunq für den Arbeitnehmenden durch sein Verschulden ein Stunden-Minus
aufueiqt. kann diese fehlende Zeit während der Kündiqunqsfrist nachqeholt werden. ansonsten ein Lohnabzuq
voroenommen werden kann.
37.4 Kann ein Stundenminus, welches auf Anordnunq des Arbeitqebenden entstanden ist. bis zum Austritt
des Arbeitnehmenden nicht ausoeqlichen werden. oeht dieses zu Lasten des Arbeitqebenden
(Annahmeverzuq).

Art.38 Mindestlöhne

38.1 Die Vertragsparteien setzen die vertraglichen Mindestlöhne des GAV fest.

38.2 Die Mindestlöhne werden im Anhanq 5 GAV festqeleqt. Für die Berechnuno der Altersiahre oilt die
Anzahl Jahre. die der Arbeitnehmende am 1. Januar des Kalenderiahres zurückqeleot hat. in welchem der
Mindestlohn oilt.

38.3 Für Arbeitnehmende mit verminderter Leistunqsfähiokeit können besondere Vereinbarunoen qetroffen
werden. Diese besonderen Vereinbarunqen sind der Paritätischen Kommission zur Genehmiqunq zu
unterbreiten. Jede Vereinbarunq über Unterschreitunq der Mindestlöhne wird erst rechtswirksam nach
schriftlicher lnformation der Paritätischen Kommission.

38.4 Arbeitnehmendenkateqorien

a) Maler-Vorarbeiter / Baustellenleiter
Als Maler-Vorarbeiter / Baustellenleiter werden alle Arbeitnehmenden bezeichnet und/oder entsorechend
einoestuft. welche eine anerkannte Vorarbeiterschule SMGV oder den Lehroanq zum Baustellenleiter mit
Erfolq absolviert haben und die vom Arbeitqebenden als solche anerkannt und einqesetzt sind. Bisher vom
Arbeitqebenden einoesetzte Vorarbeiter / Baustellenleiter behalten diesen Status.

b) Gelernte. berufstüchtioe Maler
Als qelernte. berufstüchtioe Maler oelten sämtliche Arbeitnehmenden. die oemäss Art. 38 des
Bundesoesetzes über die Berufsbilduno (SR 412.1 0) das Qualifikationsverfahren / die
Lehrabschlussprüfunq als Maler bestanden haben und im Besitz des eidoenössischen
Fähiqkeitszeuonisses sind. Arbeitnehmende mit anderen Lehrabschlüssen oelten nicht automatisch als
oelernte Maler. Für oelernte. berufstüchtiqe Maler im 1.. im 2. und im 3. Jahr nach der Berufslehre qelten
tiefere Mindestlöhne.

c) Maler-Hilfsarbeiter / umqeschulte Hilfsmaler
nach vollendetem 19. Altersiahr
Als Maler-Hilfsarbeiter und umqeschulte Hilfsmaler dieser Kateqorie qelten alle Arbeitnehmenden ohne
bestandene Lehrabschlussorüfunq als Maler und umqeschulte Hilfsmaler. welche das 19. Altersiahr
vollendet haben.

d) Gipser-Vorarbeiter
Als Gipser- Vorarbeiter werden alle Arbeitnehmenden bezeichnet und/oder entsorechend einoestuft.
welche eine anerkannte Vorarbeiterschule SMGV mit Erfolq absolviert haben und die vom Arbeitqebenden
als solche anerkannt und einqesetzt sind. Bisher vom Arbeitqebenden einqesetzte Vorarbeiter behalten
diesen Status.

e) Gelernte. berufstüchtioe Gipser
Als qelernte. berufstüchtioe Gioser oelten sämtliche Arbeitnehmenden. die oemäss Art. 38 des
Bundesoesetzes über die Berufsbildunq (SR 412.10) die Lehrabschlussprüfunq als Gipser bestanden
haben und im Besitz des eidoenössischem Fähiokeitszeuonisses sind. Arbeitnehmende mit anderen
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f) Gipser mit Attest

1

?9'3 Wird das Arbei.tsverhiltnis während des Kalenderiahres ordnunqsqemäss aufqelöst. so besteht derAnsoruch des Arbeitnehmenden oro .u 
"rfüllt 

.ind.

Kommission voraus.

Art. 40 Lohnanpassungen während der Vertragsdauer

10.1- . P19 V-ertraOsparteien beschliessen alljährlich über allfällige Anpassungen der Mindesflöhne gemäss
Art' 1 '1 GAV. Die Mindestlöhne werden jährlich mit einer Zusatzveieinbarung im-nnhang 5 GAV festgeiegt undbilden einen integrierenden Bestandteiidieses GAV.

I9 ? Allfällige Lohnanpassungen werden mit einer Zusatzvereinbarung im Anhang s GAV festgelegt und
bilden einen integrierenden Bestandteil dieses GAV.
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41.1 ,Überstunden werden nur soweit entschädiot. als sie vom Arbeitqebenden oder dessen Stellvertreter
anqeordnet bzw. nachträqlich visiert werden.

41.2 Als Überstunden oelten iene ti nden. welche innerhalb der Bandbreite der

41-3 Wird am Ende eines Arbeitsverhältnisses die Soll-Arbeitszeit überschritten, so müssen die nicht
kompensierten Stunden samt einem Zuschlag von 25 Prozent ausbezahlt werden.

Art.42 Lohnzuschläqe bei Nacht-. Sonn- und Feiertaqsarbeit

421 Bei der von Nacht- Snnn- r d Feierfaosarheit werden folna Lohnzuschläoe
ausoerichtet:

Zuschlao

Sonn- und Feiertaqe 100%
42.2 Beim Ausqlel beit durch Freizeit oleicher Dauer ist ein

Art. 43 Zulaqen bei auswärtioer Arbeit

43.1,, ,9rundsatz: Entstehen durch auswärtiqe Arbeit dem Arbeitnehmenden Kosten für Verpfleounq und
an.tändioe Unt"rkunft. so *erd"n di"s" Kort n M
43.2 Arbeit lieot vor wenn die Rr r fiir das Mittaoessen weder an den normalen

43.3 Der Ansatz wird in Anhang 5 GAV festgelegt und bildet einen integrierenden Bestandteil des GAV

Art. 44 Zulaqen für die Benützunq eines privaten Fahrzeuqes

44 1 Bei Be NI o des eioenen Fahrzerroaq rf eine arrsserhalh das mizils lieoende

41,2 ,.,,Der Fahrzeuqhalter. der eine Kilometerentschädiouno beansorucht. ist oehalten. Mitarbeitende
mitzuführen.

44.3 Diese Soesenr n für diese
Transportart voraus.

4{.4 .., Sämtliche Bestimmunqen dieses Artikels qelten nicht für Arbeitnehmende, deren Weo zur Arbeitsstelle
nicht länqer ist. als derieniqe ins Geschäft.

Art.45 Überkleider

lm Einvernehmen zwischen
Arbeitgebende n und Arbeitnehmenden bzw. Lernenden kann auch ein Beitrag an Sicherheitsschuhe im

leichen Wert werden
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Art.46 Ausrichtunq des Lohnes

46.1 Der Lohn wird monatlich aboerechnet und ausbezahlt.

46.2 Zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden können auf Mitte des Monats Akontoauszahlungen
vereinbart werden.
46.3 Der Lohn wird dem Arbeitnehmenden in qesetzlicher Währunq innerhalb der Arbeitszeit und vor
Monatsende ausbezahlt oder zum qleichen Termin auf ein Bank- oder Postcheckkonto überwiesen.

46.4 Dem Arbeitnehmenden ist eine schriftliche Abrechnunq zu überqeben. Diese bezeichnet den Lohn.

die Zulaqen sowie sämtliche Abzüqe.

46.5 Das von der Zahltagsabrechnung bis zur Lohnzahlung aufgelaufene Lohnguthaben gilt als Standgeld.
Dieses dient als Sicherheit für Schadenersatzansprüche des Arbeitgebenden.

46.6 Der Arbeitgebende kann Gegenforderungen mit den Lohnforderungen nur verrechnen, soweit die
Lohnforderungen pfändbar sind. Bestehen Ersatzforderungen des Arbeitgebenden für absichtlich durch den

Arbeitnehmenden zugefügte Schäden, so können diese Forderungen unbeschränkt verrechnet werden.

46.7 Es ist dem Arbeitnehmenden untersagt, Lohnforderungen gegenüber dem Arbeitgebenden an Dritte
abzutreten (Zessionsverbot).
Art.47 Grundlohn

47.1 Als Grundlohn oilt der im Einzelarbeitsverhältnis vereinbarte Monatslohn ohne Zulaoen. Zuschläo9
und Entschädiqunqen irqendwelcher Art (insbesondere keine Ferien- und Feiertaosentschädiqunqen. Antgil

an der Jahresendzülaoe, usw.). aber auch ohne irqendwelche Abzüqe wie AHV / lV / EO / AlV-Beiträqe' BVG-
Beiträqe. UVG-Nichtberufsunfallprämie. usw. (Monatslohn = Monats-Grundlohn).

Art. 48 Kinder- und Ausbildungszulagen (Familienzulagen)

48.1 Die Arbeitnehmenden erhalten zusätzlich zum Lohn eine Kinder- bzw. Ausbildungszulage
(Familienzulage). Die Anspruchsvoraussetzungen und die Höhe der Zulagen richten sich nach den

einschlägigen Gesetzesvorschriften. Für den Kanton Basel-Landschaft ist das basellandschaftliche
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Familienzulagen (GS 36.1200, SGS 838) vom 7. Mai 2009
massgebend (in Kraftseit 1. Januar2010).

48.2 Die Veftragsparteien beauftragen die Ausgleichskasse; gemäss § 22 Abs. 1 lit' c. des

basellandschaftlichen Einführungsgeseties zum Bundesgesetz über die Familienzulagen (SGS 838) bei der
Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion des Kantons Basel-Landschaft die Bewilligung zur Beschränkung
der Wahlfreiheit gemäss § '18 dieses Gesetzes zu beantragen.

Art.49 GrundsaE der begrenzten Lohnzahlungspflicht im Falle von unverschuldeter
Verhinderung an der Arbeit

49.1 Der Arbeitgebende hat dem Arbeitnehmenden für eine beschränkte Zeit den Lohn zu entrichten, wenn
der Arbeitnehmende aus persönlichen Gründen und ohne Verschulden an der Erfüllung der Arbeitsleistung
verhindert ist, sofern das Arbeitsverhältnis mehr als drei Monate gedauert hat oder für mehr als drei Monate

eingegangen ist.

49.2 Unter Berücksichtigung des Grundsatzes gemäss Art. 49.1 GAV ist die Lohnzahlungspflicht im Falle

von Krankheit und Unfall in einer besonderen Regelung gemäss Art. 50 GAV und NL 52 GAV hiernach

ausgestaltet.

49.3 Bei einer teilweisen Arbeitsverhinderung hat sich das Arztzeugnis nebst der prozentualen

Arbeitsfähigkeit auch zur zeitlichen Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmenden auszusprechen.

49.4 Die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebenden gemäss Art. 49.1 GAV während der beschränkten Zeit
im Falle von Krankheit und Unfall des Arbeitnehmenden ist somit abgegolten.
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tet. die dem Gesamtarbeitsvertraq unterstellten Arbeitnehmenden für einKr?nkengeld von 80%. dgs . weoen Krankheit ausfallenden der normalen verträäilchen Arbeit-s-Zlt

"nt.oru.h"nd"n 
Lohnur inklr.iu" ,n.

50'4 . Bei d9l ersten.zwei Krankheitsfällen oro Kalenderiahr entfällt die Lohnfortzahlunospflicht im Umfanqy+ :einem. Tao (unbpz?hrtg Karenzi. Ab dem dritten r«ankheitsfa
Lohnfo.t rhlrnorofli"ht i, Urfrn

Art. 51 Versicherunqsbedinqunqen

51.1 Die Versicherunq oemäss Art. 50 GAV muss sich an dre nachstehenden Normen halten:

a) Versicherunosbeoinn am Taqe der Anstellunq. bei der ersten Arbeitsaufnahme:

b) Lgjstungsdauer von 730 Taoen (inkl. Wartefrist) oro Krankheitsfall: das erneute Auftreten einer Krankheitqilt.hinsichtlich der LeistunqsdAuer un
während 12 Monaten ununterbrocheffi

c) Eü§ehidiqunq von 
=80 

.P.rqzent des letzten vereinbaften Bruttolohnes. Die Lohnersatzzahlung wirdberechnetaufdem^eruttotonöÄvunoAnspruchaufeine
Jahresendzutage (13. Monatslohn) gämäss Art. 39 GAV;

d) FntrighlUn9 des T?qoeldes, bei. teilweiser Arbeitsunfähiqkeit: Lohnersatz entsorechend dem Grad der
Arbeitsfähiqkeit. sofern die Arbe

e) lm Falle des Zuslmmentrelfens mit Leistunoen anderer Sozialversicherunoen (2.8. lv-Renter besteht
Ans.pruch auf 90 Prgzent des letzte r
ausbezahlten Nettolohn.

einem Krankenversicheru
Die Vorbehalte des Versicherers beim aus

ngsvertrag einer Privatversicherung in eine öffentlich anerkannte Krankenkasse
und im umgekehrten Falle) sind nicht Gegenstand dieser Versicherungsbedingungen des GAV. Der

Arbeitgebend e hat gegebenenfalls eine beschränkte Lohnzahlungspflicht während der Dauer dieses
Vorbehaltes

a) Die. 9e§amte vertraqiuQterstgllte Beleqschaft ist der qleichen Kollektiwersicherunq zu unterstellen.
vorbehältlich von bereits bestehenden u

h) Es dürfen nur Versicherer gewählt werden, die den Freizügigkeitsabkommen von Santösuisse oder des
schweizerischen Versicherungsverbandes angesch ross"n s'ino.

i) Die Arbeitnehmenden müssen nach Ausscheiden aus der Kollektivversicherung ohne Unterbruch rn die
Einzelversicherung übertreten können. Das im Kollektiwertrag massge-bende Eintrittsalter ist
beizubehalten, es dürfen keine neuen Versicherungsvorbehalte ange6racht we-rden. Die Versicherung hat
mindestens die bisherigen Leistungen zu decken ünd zwar sowohl die Höhe des Taggeldes als auc6 dieDauer des Leistungsanspruchs. Der Arbeitgebende hat dafür zu sorgen, dass der versicherte
Arbeitnehmende schriftlich über sein Recht auf Übertritt in dle Einzelversicheitng aufgeklärt wird.

51.2 DieLeistunqenqemässArt.51.1 GAVoeltenalsLohnzahlunoenimSinnevonArt.324aOR.

ot

?Q'3.. Pie effektive? P,rämien (Beiträqe) der Kollektiv-Taqoeldversicheruno werden ie zur Hälfte vom



Art. 52 Verh inderung durch Unfall

52.1 DerArbeitnehmende ist gemäss den Bestimmungen des BundesgeseEes über die Unfallversicherung
(UVG) gegen Berufs- und Nichtberufs-Unfälle versichert. Der Arbeitgebende ist bei Unfall gemäss Art. 324 b
OR von jeder Lohnzahlung befreit. Vorbehalten bleibt die Regelung für die Karenäage gemäss Art. 52.4 GAV.

52.2 Die Prämien für die Berufs-Unfallversicherung trägt der Arbeitgebende, diejenige für die Nichtberufs-
Unfallversicherung der versicherte Arbeitnehmende.

52.3 Die obligatorische Nichtberufs-Unfallversicherung endigt mit dem Ablauf des 31. Tages nach dem
Tage, an dem der Lohnanspruch aufhört.

52.4 Bei Unfällen, deren Folgen die Unfallversicherung decK, hat der Arbeitnehmende für den Tag des
unfalles und die darauf folgenden 2Tage Anspruch auf 80 prozent des Lohnes.

52.5 Der Arbeitgebende richtet dem Arbeitnehmenden den Lohnanteil für die von der Unfallversicherung
nicht versicherten UVG-Karenztage gemäss Art. 52.4 GAV aus. Für alle beteiligten Arbeitgebenden
(Arbeitgebende, die dem vertragsschliessenden Arbeitgeberverband angehören oder einen Anschlussvertrag
gemäss Art. 356 b OR zum GAV abgeschlossen haben) findet ein entsprechender Lastenausgleich über die
Ausgleichskasse (Art. 7 GAV) statt.

52.6 Wenn die Unfallversicherung bei Verschulden des Versicherten oder bei aussergewöhnlichen
Gefahren oder Wagnissen im Sinne von Art. 37 bis Art. 39 UVG Leistungen von der Versicherung ausschliesst
oder herabseEt, reduziert sich die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebenden im gleichen Verhältnis. Diese
Regelung gilt auch für Löhne, die das UVG-Maximum übersteigen und für die Entschädigung der UVG-
Karenztage.

52.7 Damit ist die Lohnzahlungspflicht gemäss Att.324 a und Art. 324 b OR abgegolten

Art. 53 Lohnzahlunq bei Militär-. Zivil- und ZivilschuEdienst

53.1 Leistet der Arbeitnehmende obliqatorischen Schweizerischen Militär-. Zivil- oder Zivilschu2dienst
(nachstehend Dienstleistuno qenannt). hat er für diese Zeit Anspruch auf folqende Entschädiounqen in
Prozenten des Lohnausfalls.

q7, ) [.)ia lJÄha r{ar I ahnzahh rnaan ha+;Ä af r rnlar \/arhahalf rran Arl Q,)Ä a t rnrl h f\Q

Ledioe ohne Unterstützunosoflicht 50% des Lohnes:
Verheiratete oder Ledioe mit UnterstüEunosoflicht 80% des Lohnes:

b) während Kaderschulen und Beförderunosdiensten:
Lediqe ohne Unterstützunosoflicht 100% des Lohnes: Verheiratete oder Ledioe mit Unterstützunosoflicht
100% des Lohnes.

c) während anderen oblioatorischen Dienstleistunoen bis zu vier Wochen während eines Kalenderiahres:
Ledioe ohne Unterstützunosoflicht 100% des Lohnes:
Verheiratete oder Ledioe mit Unterstützunosoflicht 100% des Lohnes.

d) für Durchdiener während der Zeit, die der Rekrutenschule entspricht, gemäss lit. a und für die übrige Zeit
des Militärdienstes gemäss lit. c.

53.3 Die Leistunqen sind nur qeschuldet. wenn der Arbeitnehmende vor der Dienstleistunq oemäss Art.
53.2 GAV während mindestens 6 Monaten (bei lit. c während mindestens 3 Monaten) bei einem an diesem
GAV beteilioten Arbeitqebenden beschäftiot war und auch nach der Dienstleistuno noch während mindestens
3 Monaten diese Bedinouno erfüllt. Sind diese Bedinqunqen nicht erfüllt. so richtet sich die Lohnfor2ahluno
nach Art. 324 a und b OR.

53.4 Der Berechnuno des Lohnausfalles sind die effektiv ausqefallene Normalarbeitszeit (Art. 24 GAV) und
der Bruttolohn zuorunde zu leoen. Für Dienstleistungen gemäss Art. 53.2 lit. c GAV werden zusätzlich zum
Bruttolohn der darauf entfallende Ferienanteil und der Anteil der Jahresendzulage berücksichtigt.

53.5 Die oesetzliche Erwerbsausfallentschädiquno fällt. soweit sie durch Leistunoen des Arbeitoebenden
komoensiert wird. an den Arbeitoebenden.
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53.6 Dam
abgegolten.

it ist die Loh nzahlungspflicht des Arbeitgebenden gemäss Art. 324 a und 324 b OR vottumfänglich

53'7 Werden dem Arbeitnehmenden 
3u.f den Leistungen der Erwerbsersatzordnung (Eo) und derAusgleichskasse (Art. 7 GAV) aus administrativen Grünäen Beiträge der AHV/|v/Eo/ALV und sUVAabgezogen, sind ihm diese nichi zurückzuerstatten, denn die Entschädigungen gemäss Art. 53.2 GAV geltenals um diese AHV/|V/EO/ALV und SUVA_Beiträge geküzt.

53.8 Für AKivdienste bleiben besondere Vereinbarungen vorbehalten.

A.t. 54 L""t"nrr"qr"i"h für Miritär-.Zirir- rnd Zirir""hrt di"n=t

GAV) statt.
ber die Ausgleichskasse (Art. 7

Art. 55 Mutterschaftsentschädiqunq

Art. 56 Arbeitslosenversicherung

56'1 Massgebend sind die jeweils gültigen eidgenössischen und kantonalen Erlasse

Art. 57 Vorzeitiger Altersrücktritt «RESOR»

57 '1 Der Kollektiwertrag für die vorzeitige Pensionierung im westschweizerischen Ausbaugewerbe (KVp)sowie. das stiftungsreglement in der veräntwortung der RESoR stiftung mit sitz im wallis bilden einenintegrierten Bestandteil des vorliegenden GAV für däs Maler- und Gipsergewerbe im Kanton Baselland undsind für alle dem GAV unterstellteÄ Firmen seit 1. Januar 2011 bindend.

Art. 58 Berufliche Vorsorge «2. Säute»»

58'1 Massgebend sind die Vorschriften des Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge (BVG).

58'2 Die Finanzierung der Personalvorsorge erfolgt nach den Grundsätzen des BVG.

58.3 Die Versicherten sind über die struktur und Leistungen zu informieren.

Ad' 59 Lohnfortzahtunq bei Tod des Arbeitnehmenden sowie Lastenausqteich

59'1 Voraussetzungen und Höhe: Sofern ein Arbeitsverhältnis durch den Tod aufgelöst wird, hat derArbeitgebende unter der voraussetzung, dass der Verstorbene den Ehegatten, die eingetragene partnerin,
!9n eingetragenen Partner oder mindärjährige Kinder oder bei Fehlen dieser Erben andere personen
hinterlässt, denen gegenüber er eine unterstüäungspflicht erfüllt hat, folgende Leistungen nach Art. 33g oRab Todestag zu erbringen (Lohnnachgenuss):
a) bis Ende des 5. Dienstjahres: I wäterer Bruttomonatsrohn;
b) ab dem 6. Dienstjahr: 2 weitere Bruttomonatstöhne.

59 .2 An rech n u ngsmögl ichkeit: Werden wegen des Todesfal les aus Versicherungen oder
lig, so können diese an die

Fürsorge nstitutionen, d te das Todesfallrisi ko decken, Leistu ngen fär
Lohnfortzah lu ng wie gerech net werden, be Entrichtu

Leistunalle n durch den
folgt an

den: d ie
ng d Prämien:
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b) paritätisch: der den Arbeitgebendenbeitrag entfallende Anteil der Leistung

59.3 Ausschluss der Anrechnung: Eine Anrechnung von Leistungen der obligatorischen Personalvorsorge
ist ausgeschlossen.

99.1 ZUr Sicherstellunq des Lohnansoruches für die Lohnfortzahluno beim Tod des Arbeitnehmenden
(Lohnnachqenuss) gemäss Art. 59.1 GAV findet ein Lastenau
statt.

Art. 60 Tod des Arbeitgebenden

60'1 Mit dem Tod des Arbeitgebenden geht das Arbeitsverhältnis auf die Erben über; die Vorschriften
betreffend den Übergang des ArbLitsverhältnisses bei Betriebsnachfolge sind sinngemäss anwendbar.60'2 lst das Arbeitsverhältnis wesentlich mit Rücksicht auf die Perion des Arbäitgebenden eingegangen
worden, so erlischt es mit dessen Tod. Der Arbeitnehmende kann in diesem Fall angemessenen EriaZfür
!cha!9n verlangen, der ihm infolge der vozeitigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses erwächst. Die
Paritätische Kommission setzt den Schadenersätz für den-Arbeitgebenden und den Arbeitnehmenden
verbindlich fest.

Art. 61 Kündigung allgemein

61.1 lst das Arbeitsverhältnis nicht für eine bestimmte Zeit eingegangen und geht eine solche auch nicht
aus dem angegebenen Zweck der Arbeit hervor, so kann es von leOer Värtragspartei gekündigt werden.

61'2. Für Arbeitgebende und Arbeitnehmende dürfen keine verschiedenen Kündigungsfristen festgesetzt
werden; bei widersprechender Abrede gilt für beide die längere Frist.

61.3 Der Kündigende muss die Kündigung schriftlich begründen, wenn die andere Partei dies verlangt.

Art.62 Kündigung während der probezeit

62.1 Das Arbeitsverhältnis kann während der Probezeit jedezeit mit einer Kündigungsfrist von sieben
Tagen gekündigt werden. Als Probezeit gilt der erste Monat eines Arbeitsverhältnisses.

62.2 Durch schriftliche Abrede können abweichende Vereinbarungen getroffen werden. Die Probezeit darf
jedoch auf höchstens drei Monate verlängert werden.

62.3 Bei einer effektiven Verküzung der Probezeit infolge Krankheit, Unfall oder Erfüllung einer nicht
freiwillig übernommenen gese2lichen Pflicht erfolgt eine entsprechende Verlängerung der Probeleit.

Art. 63 Kündiounq nach der probezeit

63.1. Da§ Arbeitsverhältnis kann im ersten Dienstiahr mit einer Kündiounosfrist von zwei Wochen. im
zYveiten,und im dritten Dienstiahr mit einer Kündiounqsfrist von einem Monät. äb dem viertan Dienstiaflr mit
elner Elqt von zwei Monaten und ab dem 10. Dienstjahr mit einer Fri
eines Kalendermonats oekündiqt werden.

63.2 Diese Fristen dürfen durch schriftliche Abrede abgeändert, nicht aber unter die Fristen nach Art. 63.1
GAV herabgesetzt werden.

93.3 . Wird.nach.der Lehzeit das Anstellunosverhältnis im oleichen Betrieb fortoesetzt. so wird für die
Berechnuno der Kündiounosfrist die Dauer der Lehzeit miteinbezooen.

Art. 64 KündigungsschuE

U-1 Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist missbräuchlich, wenn eine Partei sie ausspricht:
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a ) wegen etner Eigenschaft, die der andere n Parte kraft hre Persön lichkeit zusteht, CS set denn, d iese
Eigenschaft stehe in einem Zusammen han g m it dem Arbe itsverhältn IS oder beeinträchti ge wesentlich d ie
Zusa mmenarbeit m Betrieb;

b) weil die andere Partei ein verfassungsmässiges Recht ausübt, es sei denn, die Rechtsausübung verletze
eine Pflicht aus dem Arbeitsverhältnis oder beeinträchtige wesentlich die Zusammenarbeit im Betrieb;

c) ausschliesslich um die Entstehung von Ansprüchen d1r anderen Partei aus dem Arbeitsverhältnis zu
vereiteln;

d) weil die andere Partei nach Treu und Glauben Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis geltend macht;
e) weil die andere Partei schweizerischen obligatorischen Militärdienst, Zivil und Zivilschutzdienst,

Militärischen Frauendienst oder Rotkreuzdienst läistet oder eine nicht freiwillig übernommene gesetzliche
Pflicht erfüllt.

64.2 Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgebenden ist im Weiteren missbräuchlich
wenn sie ausgesprochen wird:

a) weil der Arbeitnehmende einem Arbeitnehmerverband angehört oder nicht angehört oder weil er eine
gewerkschaftl iche rechtmässige Tätigkeit ausübt;

b) während der Arbeitnehmende gewählter Arbeitnehmendenvertreter in einer betrieblichen oder in einer dem
Unternehmen angeschlossenen Einrichtung ist und der Arbeitgebende nicht beweisen kann, dass er einen
begründeten Anlass zur Kündigung hatte.

64.3 Die Partei, die das Arbeitsverhältnis missbräuchlich kündigt, hat der andern Partei eine Entschädigung
auszurichten.

64.4 Die Entschädigung wird vom Richter unter Würdigung aller Umstände festgesetzt, darf aber den
Betrag nicht übersteigen, der dem Lohn des nrOäitnänmenden für sechJ Monate entspricht.
schadenersatzansprüche aus einem anderen Rechtsteil sind vorbehalten.

64.5 Wer gemäss diesen Bestimmungen eine Entschädigung geltend machen will, muss gegen die
Kündigung längstens bis zum Ende der Kündigungsfrist beim (rinOigänOen schriftlich Einsprache einäOen.

94 6 lst die Einsprache gültig erfolgt und einigen sich die Parteien nicht über die Fortsetzung des
Arbeitsverhältnisses, so kann die Partei, der gekündigt worden ist, ihren Anspruch auf Entschädigung gättenO
machen. Wird nicht innert 180 Tagen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine Klage ännangig
gemacht, ist der Anspruch venvirkt.

Art. 65 Kündigungsverbot für Arbeitgebende

65.1 Nach Ablauf der Probezeit darf der Arbeitgebende das Arbeitsverhältnis nicht kündigen:
a) während die andere Partei schweizerischen obligatorischen Militärdienst, Zivil- und Zivilschutzdienst,

Militärischen Frauendienst oder Rotkreuzdienst leistet, sowie, sofern die Dienstleistung mehr als elf Tage
dauert, während vier Wochen vorher und nachher;

b) während der Arbeitnehmende ohne eigenes Verschulden durch Krankheit oder Unfall ganz oder teilweise
an der Arbeitsleistung verhindert ist, und zwar im ersten Dienstjahr während 30 Tagen, ab zweitem bis und
mit fünftem Dienstjahr während 90 Tagen und ab sechstem Dienstjahr während 't80 tagen;

c) während der Dauer des Bezugs von Taggeldleistungen der obligatorischeÄ Kranken- und
Unfallversicherung (730 Tage), sofern der Arbeitnehmendä wegen Krankheit oder Unfall zu lOOo/o
arbeitsunfähig ist;

d) während der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach der Niederkunft einer Arbeitnehmenden;
e) während der Arbeitnehmende mit Zustimmung des Arbeitgebenden an einer von der zuständlgen

Bundesbehörde angeordneten Dienstleistung für eine Hilfsaktion lm Ausland teilnimmt.

65.2 Die Kündigung, die während einer der in Art. 65.1 GAV festgesetzten Sperrfristen erklär1 wird, ist
nichtig. lst dagegen die Kündigung vor Beginn einer solchen Frist erfoigt, aber die Kündigungsfrist bis anhin
noch nicht abgelaufen, so wird deren Ablauf unterbrochen und erst nachEeendigung der Sperrfrist fortgesetzt.

65.3 Gilt für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Endtermin, wie das Ende eines Monats oder einer
Arbeitswoche, und fällt dieser nicht mit dem Ende der fortgesetzten Kündigungsfrist zusammen, so verlängert
sich diese bis zum nächst folgenden Endtermin.
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Art. 66 Künd igungsverbot für de n Arbeitnehmenden

66'1 Nach Ablauf der Probezeit darf der Arbeitnehmende das Arbeitsverhältnis nicht kündigen, wenn einVorgesetzter, dessen Funktion der Arbeitnehmende auszuüben vermag, oder der Arbeitgebende selbst unter
den im Art' 65.1 lit. a GAV angeführten Voraussetzungen an der Ausübing der Tätigkeit verhindert ist und der
Arbeitnehmende dessen Tätigkeit während der VerhiÄderung zu übernehmen hat.

66'2 Art. 65.2 GAV und Art. 65.3 GAV sind entsprechend anwendbar.

Art. 67 Fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnisses

?7.1 . Aus. wichtigen Gründen kann der Arbeitgebende wie der Arbeitnehmende jedezeit das
Arbeitsverhältnis fristlos auflösen. Er muss die frisfloie Vertragsauflösung schriftlich begründen, wenn dieandere Partei dies verlangt.

67 '2 Als wichtiger Glun.d gilt namentlich jeder Umstand, bei dessen Vorhandensein dem Kündigenden nachTreu und Glauben die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr zugemutet werden darf.

67'3 Über das Vorhandensein solcher Umstände entscheidet der Richter nach seinem Ermessen, darf aberin keinem Fall die unverschuldete Verhinderung des Arbeitnehmenden an der Arbeitsteistung als wichtigen
Grund anerkennen.

Art. 68 Ungerechtfertigte Enflassung

68'1 Entlässt der Arbeitgebende den Arbeitnehmenden fristlos ohne wichtigen Grund, so hat dieser
Anspruch auf Ersatz dessen, was er verdient hätte, wenn das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der
Kündigungsfrist oder durch Ablauf der bestimmten Vertragszeit beendigt worden wäre.

68'2 Der Arbeitnehmende muss sich daran anrechnen lassen, was er infolge der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses erspart hat und was er durch anderweitige Arbeit verdient oder zu verdienen absichlich
unterlassen hat.

68'3 Der Richter ka-nn den Arbeitgebenden verpflichten, dem Arbeitnehmenden eine Entschädigung zu
bezahlen, die er nach freiem Ermessän unter würdigung alier umstände fesflegt. Diese Entschädigüngiarfjedoch den Lohn des Arbeitnehmenden für sechs Monatä nicht übersteigen.

Art. 69 ungerechtfertigter Nichtantritt oder verlassen der Arbeitsstelle

69'1 Tritt der Arbeitnehmende ohne wichtigen Grund die Arbeitsstelle nicht an oder verlässt er die
Arbeitsstelle fristlos, so. hat der Arbeitgebende AÄspruch auf eine Entschädigung, die einem Viertel des Lohnes
für einen Monat entspricht; ausserdem hat er Anspruch auf Ersatz weiteren Schadens.

69'2 lst dem Arbeitgebenden kein Schaden oder ein geringerer Schaden envachsen, als der Entschädigung
gemäss dem vorstehenden Absatz entspricht, so kann äie Oär Richter nach seinem Ermessen herabsetzen.

69'3 Erlischt der Anspruch auf Entschädigung nicht durch Verrechnung, so ist er durch Klage oderBetreibung innert 30 Tagen seit dem Nichtänhiit oder Verlassen der Arbeitsstelle geltend zu machen;
andernfalls ist der Anspruch venvirkt.

Art. 70 Unverzichtbarkeit

70'1 Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses und eines Monats nach dessen Beendigung kann derArbeitnehmende auf Forderungen, die sich aus unabdingbaren vorschriften des Gesetzes oder aus
Bestimmungen dieses GAV ergeben, nicht verzichten.

30



D Anhänge

ANHANG 1

Protokollvereinbaru ng

zu dem auf den 1 . Januar 2019 abgeschlossenen Gesamtarbeitsvertrag für das Maler- und Gipsergewerbe im
Kanton Baselland.

Die Vertragsparteien schliessen hiermit folgende Protokollvereinbarung ab, welche einen integrierenden
Bestandteildes GAV für das Marer- und Gipsärgewerbe Baselland bildet.

Art. 1 Ausgleichskasse (Art.7 GAV)

1.,1 .. . 
Die Ausgleichskasse besorgt im Auftrage der Paritätischen Kommission treuhänderisch das lnkasso

für die Vollzugskostenbeiträge gemäss Art. 20 GAV. Sie leitet diese Beiträge, nach Abzug der Bezugs- und
Veruualtungskosten, in periodischen Akonto-Zahlungen an die Paritätischekommission weiter. Einzelheiten
werden in einer gegenseitigen Vereinbarung zwischen der Ausgleichskasse und der Paritätischen Kommission
geregelt.

1.2 Für die Abwicklung der übrigen Leistungen gemäss Art. 7.1 GAV handelt die Ausgleichskasse in
eigener Kompetenz gemäss § 21 Abs. 1 lit- h äes basellandschaftlichen EinführungJgesetzes zum
Bundesgesetz über die Familienzulagen und ihrem Kassenreglement. Die AusgleichskässL erfasst alle
Arbeitgebenden, welche ihr die Paritätische Kommission- gemäss dereri Entscheid über die
Vertragsunterstellung eines Arbeitgebenden (Art. 14.3 tit. c Gn[ mitteilt und unterstellt diese mittels
Kassenverfügung der entsprechenden Kassenabteilung. Die Vertragsparteien sowie die am GAV beteiligten
Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden haben keinen Anspruch aut äai Kassenvermögen.

1.3 Die notwendigen Mittel zur Ausrichtung dieser Leistungen, zur Deckung der Venrualtungskosten und
eventueller weiterer Kosten oder Abgaben werden durch Aibeitgebendenbeiträge erhoben, die von der
Ausgleichskasse in einem Prozentsatz der massgebenden AHV-pfli;htigen Lohnsuäme festgesetzt werden.

1.4 Die Ausgleichskasse kann die Ausrichtung von Leistungen an die Arbeitnehmenden an ihr
angeschlossene Arbeitgebende übertragen. Die Ausgieichkasse übernimmt in diesem Falltreuhänderisch die
Kontrolle für die vertragskonforme Ausrichtung der Läistungen an die Arbeitnehmenden.

1.5 Eventuelle im Ausgleichsverfahren erzielte Einnahmenüberschüsse (inbegriffen nicht bezogene,
verjährte Ansprüche von Arbeitnehmenden) der auf Kosten der Arbeitgebenden erbrachten Leistuigen,
gelangen in den Ausgleichsfonds der Äusgleichskasse. Diese verfügt darüber im Rahmen inres
Kassenreglementes.

Arl.2 Reglemente

2.1 Beim Erlass der einzelnen Reglemente sind dle von den Verhandlungsdelegationen anlässlich der
Vertragsverhandlungen aufgestellten Grundsätze und Richflinien zu beachten.

Art. 3 Jahresendzulage (13. Monatslohn)

3.1 Mit Bezug auf die Jahresendzulage (1 3. Monatslohn) gemäss Art. 39 GAV gilt folgendes als vereinbart:
S.o_llte die Entwicklung der Wirtschaftslage in BerücksichtiguÄg der In Art. 11 GAü autgetrinrten Kriterien die
Möglichkeit der wetteren Ausrichtung einer Jahresendzuüge ('13. Monatslohn) in Fräge stellen, bzw. eine
Reduktion erfordern, steht dem Maler- und Gipserunterriehmer-Verband Baselland das Recht zu, den
Arb-eitnehmenden-Organisationen einen entsprechenden Antrag zu unterbreiten, welcher gemeinsam zu
prüfen ist.
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3.2
der

Lässt sich zwischen den Vertrag sparteien des GAV ke ine Verständ igung nden nn die Streitfrageka
Paritätischen Komm SSION unterbreitet werden

Art.4 Berufliche Aus- und Weiterbildung

4'1 Die Arbeitgebenden sind gehalten, die berufliche Aus- und Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden im
Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten und Bedürfnisse zu fördern und die hiäfür erforderliche Zeil zur
Verfügung zu stellen, unter Berücksichtigung der Möglichkeiten einer Finanzierung der Lohnausfälle im
Rahmen von Leistungen der paritätischenkorimission Art 20 GAV).

Art. 5 Modulare Weiterbildung

5.'l _ Pi" Vertragsparteien vereinbaren, die Entwicklung der modularen Weiterbildung in den Branchen beider Definition der Arbeitnehmendenkategorien und äer Ausgestaltung deren Mindesflöhne mit zu
berücksichtigen.

fi

Art. 6 Kündigungsschutz / Kündigungsverbot für Arbeitgebende

9-.J .. Die Vertragsparteien vereinbaren, während der Laufzeit des vorliegenden GAV die zelfliche Dauer des
Kündigungsschutzes bei 'lOOprozentiger Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehäenden gemäss Art. 65.1 tit. c GAV
zu verhandeln.

Aft.7 Materiell unterschiedliche Regelungen für die Berufsgruppen

7_-1 Die Vertragsparteien vereinbaren, während der Laufzeit des vorliegenden GAV in jenen
Regelungsbereichen, in welchen materiell unterschiedliche Regelungen für die Berüfsgruppen der Maler und
Gipser bestehen, miüels entsprechender Verhandlungen eine Harmonisierung anzustreben. Davon
ausgenommen ist der Bereich der Mindesflöhne.
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ANHANG 2

Protokollvereinbarung betreffend Lernende

Die Vertragsparteien schliessen hiermit folgende Protokollvereinbarung ab, welche integrierender Bestandteil
des GAV für das Maler- und Gipsergewerbä Baselland ist.

1' Die Lehrverhältnisse werden gemäss Berufsbildungsgesetz durch den Lehrvertrag geordnet.

? . ,. P"t vertragssch.liessende Arbeitgeberverband verpflichtet sich schuldrechflich gegenüber dem
Arbeitnehmerverband, jährliche Richtliniei zu Handen der Berufsbildnerinnen und Berufsbildner und der
Hauptabteilung Berufsb_ildung und Berufsberatung der kantonalen Dienststelle Berufsbildung, Mittelschulen
und Hochschulen über folgende Gegenstände heäuszugeben:

- Lernendenlöhne;
- Zulagen;
- Krankentaggeldversicherung.

3' Dem Lemenden ist es überdies untersagt, während der Freizeit Berufsarbeiten für Dritte auszuführen
(Schwazarbeit).

L .. Der vertragsschliessende Arbeitgeberverband verpflichtet sich schuldrechflich gegenüber dem
Arbeitnehmerverband, dass für die Lernenäen der Vollzugskostenbeitrag gemäss Atl.20.g.2öAV gesamtnart
an die Paritätische Kommission entrichtet wird.
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ANHANG 3

Statuten des Vereins «Paritätische Kommission für das Maler- und Gipsergewerbe Baselland»

Version vom 10.7.2019

Dieser Anhang birdet einen integrierenden Bestandteir des GAV

u



ANHANG 4

Reglement Vollzugskostenbeiträge

Grundsatz

Dieses Reglement regelt das lnkasso und die Venruendung der Vollzugskostenbeiträge gemäss Art.

Beitragsquittungen

Art. 1

1.1
20 GAV

Arl.2

5.3 Die PK wählt
a) Kontrolle der
b

2'1- Der Arbeitgebende händigt den vertragsunterstellten Arbeitnehmenden am Ende des Jahres oder bei
Auflösung des Arbeitsverhältnisses eine Quittung aus über die vom Arbeitnehmenden geleisteten Beiträge
während des Kalenderjahres.

2.2 Quittungsformulare können bei der Geschäftsstelle der «Paritätische Kommission für das Maler- und
Gipsergewerbe Baselland» (PK) bezogen werden. Es werden auch Computerquittungen akzeptiert, die vom
Arbeitgebenden unterzeichnet sind.

Art. 3 Beitrags-Rückerstattung

3.1 Arbeitnehmende, die Mitglied einer vertragsschliessenden Arbeitnehmendenpartei sind, erhalten
gegen Vonrueisen der Quittung - unter Berückiichtigung von Art. 20.4 GAV - die abgezogenen
Vollzugskostenbeiträge von dieser wieder zurück erstattet.

3.2 Solche Quittungen müssen bis Ende des darauffolgenden Jahres vorgewiesen werden. Spätere
Vonreisu ngen bedürfen einer schriftlichen Begründung.

.3r1 Die vertragsschliessenden Arbeitnehmendenparteien rechnen die von ihr ausbezahlten
Vollzugskostenbeiträge mit der PK respektive mit dem von dieser beauftragten lnkassoorgan ab.

Art. 4 Venrvendung der Vollzugskostenbeiträge

4.1 Von den Bruttoeinnahmen der PK werden die Kosten der Geschäftsführung der PK sowie die
Aufwändungen für den Vollzug des GAV bezahlt.

4.2 Die verbleibenden Mittel sind zur Förderung der beruflichen Weiterbildung und für Massnahmen in den
Bereichen Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz sowie für die Finanzierung üon überbetrieblichen Kursen
zU venrvenden.

4.3 Die Paritätische Kommission erstellt jährlich ein Budget.

4.4 Die Jahresrechnung der PK wird jähdich von einer unabhängigen Revisionsstelle geprüft.

eine unabhängige Revisionsstelle. lhr obliegen folgende Aufgaben
Jahresrechnung;
der korrekten Handhabu der Vol bestimmun
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Art. 5 Durchführungsorgane

9 ] Der Beitragse]nzug erfolgt durch die Geschäftsstelle der PK respektive dem von der PK beauftragten
lnkassoorgan (Art. 7 GAV).

5.2 Der PK werden in Bezug auf die Vollzugskostenbeiträge unter anderem folgende Aufgaben
übertragen:
a) sie nimmt vom Revisionsbericht Kenntnis und genehmigt die Jahresrechnung;b) sie ordnet Arbeitgebendenkontrollen an.



c) Erstellung eines Revisionsstellen berichtes zu Handen der PK.

Art. 6 Durchsetzung der Beitragspfticht

6'1 Die Geschäftsstelle der PK setzt in Zusammenarbeit mit dem von der pK beauftragten lnkassoorgan
die Beitragspflicht gemäss Art. 20 GAV konsequent durch. Bei Schwierigkeiten, welche slcriOei der Ausübüngdieses Auftrages ergeben, entscheidet die PK aufgrund eines ihr von der pK-Geschäftsstelle zu
unterbreitenden Antrages.

Art. 7 Differenzen aus der Anwendung dieses Reglementes

7-'1 Ergeben sich aus der Anwendung dieses Reglements Differenzen, so sind diese der pK zum
Entscheid zu unterbreiten.

Dieser Anhang bildet einen integrierenden Bestandteir des GAV.
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Mindestlohn pro Monat

ab Gültiqkeit AVE ab 01.01.2024

a) cHF s'500.00 cHF 5'500.00

mit eidqenössischem Fähiqkeitszeuonis
b)

cHF 4'900.00 cHF 4',950.00
cHF 4'600.00 cHF 4'650.00

im 2. Jahr nach der Lel-tre cHF 4'350.00 cHF 4'400.00
cHF 4'200.00 cHF 4'250.00

c)

cHF 4'450.00 cHF 4',500.00

cHF 4'300.00 cHF 4'350.00
cHF 4',200.00 cHF 4'250.00
cHF 4',100.00 cHF 4'150.00

d) Maler-Hilfsarbeiter

cHF 4'050.00 cHF 4',100.00

e) Gipser-Vorarbeiter cHF 5',810.00 cHF 5'810.00

0

cHF 5',410.00 cHF 5'460.00
cHF 5'060.00 cHF 5',110.00

im 2. Jahr nach der Lehre cHF 4',860.00 cHF 4',910.00

cHF 4'460.00 cHF 4'510.00

ANHANG 5

Lohnvereinbarungen und Lohnanpassungen

ln Anwendung der Art. 1 1, 38, 43 und 44 GAV vereinbaren die Vertragsparteien was folgt:

Art. 1 Effektivtöhne (Art.38 cAV)

m

Art.2 Mindestlöhne

2'1 ll AtlWen.dunq von {4. 3.8 QAV werden m,it lvirkuno ab Gültiokeit der Altqemeinverbindlicherktärunq (AVrt
"o*i" 

rb 1.J"nurrdi" Mind""flöhn" @

3t



s)

cHF 4'860.00 cHF 4',910.00

cHF 4'560.00 cHF 4'610.00
cHF 4'460.00 cHF 4',510.00

cHF 4'410.00 cHF 4',460.00

h)

cHF 4'410.00 cHF 4',460.00

Art. 3 Zulaqen bei auswärtioer Arbeit

ln Anwenduno von Art. 43 GAV qelten folqende Ansätze:

-M ntschädiouno 15 00

Es können auch monatliche Pauschalentschädigungen gewährt werden. Solche Pauschalentschädigungen
müssen jedoch unter Berücksichtigung der spelifiJchen Gegebenheiten gegenüber den Regelungän üno
Ansätzen von Art. 43 GAV mindestens gleichwertig sein.

Art. 4 Zulaqen für die Benützunq eines privaten Fahrzeuqes

ln Anwendunq von Art. 44 GAV qelten folqende Ansätze:

Die Kilometerentschädiqunq beträqt für:

- Person nwaoen HFO60
(weisse Num HFO35
(oelbe Nr FO?O

Art. 5 lnkrafttreten

Der vorliegende Anhang 5 (Lohnvereinbarungen und Lohnanpassungen) bildet einen integrierenden
Bestandteil des Gesamtarbeitsvertrages für äas Maler- und'Gipsefuewerbe im Kanton Baselland
abgeschlossen im Dezember 20.19.

3B



ANHANG 6

Kaution

Art. 1 Grundsatz

en
fgmmispion (PKl aus, dieiqm.Ge
Arbgitoebgr.sowie ieder Arbeitoeber. welcher Arb
pfd.er Arbgitsaufnahmp zu eun
Franken oder den oleichwertiqen Betr

Auftraoswert ab Auftraoswert bis Kautionshöhe

Fr. 2'001.-
Fr. 15'001 .-
Fr. 25'001.-
Fr. 40'001.-

Fr.2'000.-
Fr. 15'000.-

Keine Kautionspflicht
Fr. 5'000.-
Fr.'10'000.-
Fr. 15'000.-
Fr. 20'000.-

Fr.

Fr.40'000.-

Art.2 Auftraqswert
1, 

fl,s Auftr?oswert gilt d.as irl Ggltunosbereich des GAV innerhalb eines Kalenderiahres kumulativ erzielte
Sraggvolumen. das dem Tota
Mat9ri4lwert. den Lohnkosten qowie der ttrl,ehnvertsteuer zusarnmensetzt. Bei im Gm
Alsäqiioen Arbeitqebenden w
Kumuliertgn Auftraoswgrt.von,mindestens CHF 4Öoo0- erreicrren. Macht ein b@
qas,!,,9r qiesen ku
Paritätischen Kom m ission m ittels vorlaoffi mänten nacl-rzrweisen.

1 Fin night .im GeltuEiPgreich des GAV ansässiqer Arbeitoeber. wetcher Arbeitnenmende in den
9"ttr.,qr?"r"i"h d

5eflmission den masqgqbenden AUftra
DoKumenten (verbindlicnes.. schriftlicn

ulra"s .

Der massqgbende Auftraoslve.rt entsp
aus dem Materialwert. den Lohnkosten. de
zusammen.

usoenommen, welche bereits bei ihrer ersten
Entsenduno die Maximalkar.,ltion lqisten
auch .dann möqlich. wenn der dafür massqe t
erreicht ist.

lDie,K,aytion muss vo|Beqinn der Arbeitsaufnahme im Geltunqsbereich des GAV in Schweizer Franken oder
im.oleichwertioen Betrao in Euro oesteilt s
entsorechen.

1§ämtlich9 KaytioneL,Tlriien in Form einer unwiderruflichen Garantieerklärunq einer der eidqenössischen
Ejrcn?.mafKta_ufsicht (Fl NMA) unterstenenO

Sann für die Stellunq der Kautionen. sofe
lnstituti.onen und Gar?ntieerklärunqen

9aranliegrklärun
Kommission auch in bar hinterleqt werden

lAlgunwgerrufliQhe Garantiqerklärunq oilt eine Erkläruno. die - auf Aufforderuno hin und unter Vezicht auf
ieqliqhe. .Einwendunqen und Einred
qewährleistet.
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Paritätische Kommission.

i. Pie, Girantieerkläru!,q ,muss in einer in einer schweizerischen Amtssprache (Deutsch. Französisch.
Italienisch) oder in Enolisch abqefasst sein

Art.4 Anrechenbarkeit
1 lst Arbeitoeher arfi dem Gehict dor snhan Fidnenossenschaft etnem

Differenz dazu sicherzustellen.

2 Die Beweisoflicht über eine bereits geleistete Kaution lieot beim Arbeitoeber.

Art. 5 lnanspruchnahme der Kaution
1,P,19,Kauli9n kann in,LnsPruch qenommen werden bei Missachtunq von Aufforderunoen zur Zahlunq von
gllI. äI|iqe.n Kontrol|- und Verfah[enskosten .

Mr.ro"bli.h rind di" 
"ntror""h"nd"n 

R"o

i,stillt di9 P-aritä s der Arbeitoeber vorschriften missachtet hat. für wetche die
Saylion a§ Sicner
ZAhlung mit entsprecheldqt. Beqründunq u

9iespr Frist eröffnet die Paritätiiche Kommis

Kalendertaqen. so kann die paritätische K

3 Nach grfolqter lna aution durch die Paritätische Kommission informiert diese innert 10
T.aqgn dqn Arbeitqeber s.cnriftlich üDer de
sie .dem Arbeitoeber in.einem schriftlichen
und wie sich dieselbe der Höhe nach zusammensetzt.

4 Die Kommission hat Arheitoehpr snhriftlinh clararfi hinzrrweisen oeoen die

einqereicht werden kann.

Art. 6 Aufstockunq der Kaution nach erfolqtem Zuqriff

Art. 7 Freiqabe der Kaution

lr?eito??er bzw. E ten der Paritätischen Kommission eine Kaution oestellt
haben. können bei der parilätischen Kom

1. wenn der im Geltuno sein"
Tätiok"it d"finiti, (r""hfli.h ,nd frkti."h) 

"ino"rt"llt 
hrt

2. weQn der im Geltufiogbereich der Alloemeinverbindlicherklärunq tätiqe Entsendebetrieb frühestens
§echs Monatg n?cfr. Beendiounq des Auftraqs ( .
kumulativ qeltende Voraussetzu nqen erfüllt:

a. Die oesamt?rbeitsvertraolichen Ansprüche wie Konventionalstrafen. Kontroll- und Verfahrens-
kosten sowie Vollzuqskostenbeiträqe sind ordnunqsqemäss bezahlt. und

b. Sämtliche Kontrollverfahren sind abqeschlossen.

zu stellen.
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Die Paritätische Kommission kann die Bewirtschaftunq der Kaution teilweise oder vollumfänolich deleoieren.

Art. 10 Gerichtsstand

Auf . .diese Vereinbaru.ng=. ilt ausschliesslich schweizerisches Recht anwendbar. Ausschliesslicher
G"ri.htr.tund i"t Sirr".h (Zirilkr"irffi 

.

Basel, Bern, Pratteln und Olten, im November 2023

Die Vertragsparteien:

Für den Maler- und Gipserunternehmer-Verband Baselland-Prattetn, ....{:..,.. I}:.2...?. (f?.}
Der Präsident: Der Vizepräsident:,{c
Lucian Hell

Für die Gewerkschaft Unia:

Bern, ..

Die Präsidentin:

4',,tQl
Van ia Alleva

Baser, .,2. (..(.. nf i.).
Die Co-Regionalleiterin

ic

Für die Gewerkschaft Syna:

Olten, ...................'.

Ei nationalen

Basel,

Die Regionalverantworfl iche:

Spirig

Die Sektorverantwortliche der Geschäftsleitung

:L(-,
BrunaCämFanelto

Der Branchensekretär:

lt/
Manuel Käppler

Ein Mitglied der nationalen
ng

Joha

ta.iDL(eallnqe

/{H
Astrid Beigel
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